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BRD bedroht Kurden mit Deportation
Von Ulla Jelpke

Die Frage des Außenpolitischen ist 
nicht mein Thema, erklärt Ba­
yerns Innenminister Beckstein, 
als er nach der Verantwortung der deut­

schen Außenpolitik für den anhalten­
den Terror der türkischen Regierung 
gegen das kurdische Volk gefragt wird. 
Eines aber weiß ein deutscher Innenmi­
nister immer:

„Wer hier Gewalt ausübt, hat auf je­
den Fall das Gastrecht hier verwirkt, 
und wenn es irgendwie möglich ist, muß 
er Deutschland verlassen.“ (DLF, 21.3.)

Mit dieser Haltung weiß er sich einig 
mit all denen, die lauthals fordern: 
„hart bestrafen und raus mit ihnen“. 
Das sind fast alle, die zu derartigen An­
lässen befragt werden. Von CDU bis 
FDP und SPD herrscht weitestgehende 
Einigkeit im Wesentlichen.

Egal, was die deutsche Außenpolitik 
in der Türkei mit anrichten hilft, hier 
darf das keine Rolle spielen. Die kriti­
schen Hinweise aus den Reihen der SPD 
auf die anhaltenden Waffenlieferungen 
verdeutlichen diese Gemeinsamkeiten 
mehr, als daß sie die Regierungspolitik 
kritisieren.

Systematische Verletzung 
von Menschenrechten

Vor allen Mikrofonen und Kameras ver­
künden deutsche Politikerinnen ihre 
grundsätzliche Bereitschaft, internatio­
nale Menschenrechtskonventionen und 
Grundrechte nicht nur in Einzelfällen 
zu brechen, sondern systematisch unter­
laufen zu wollen. Sonderverträge oder 
-abkommen mit der türkischen Regie­
rung werden angekündigt — mal von 
der Bundesregierung, mal von der baye­
rischen —, Sonderverträge mit einer 
Regierung, die seit Jahren alle von ihr 
eingegangenen Verpflichtungen zur 
Einhaltung von Menschenrechten und 
Anti-Folterkonventionen tagtäglich 
bricht. Jedem Hinweis darauf, daß we­
der nach dem Ausländer- noch nach dem 
Asylrecht abgeschoben werden darf, 
wenn Todesstrafe oder Folter drohen, 
folgt im gleichen Atemzug der Tip, daß 
sich all das ja durch Absprachen mit der 
türkischen Regierung lösen lasse. So of­
fen hat noch keine westliche Regierung 
erkennen lasssen, daß für sie die Zeit 
der Allgemeingültigkeit internationa­
ler Konventionen vorbei sein soll. Wie 
im Inneren — Grundrechte und Verfas­
sungsgrundsätze als Abrißkalender — 
so werden in der Außenpolitik interna­
tionale Konventionen zur Disposition 
gestellt durch Abkommen über Verfah­
rensfragen.

Internationale Menschenrechtsorga­
nisationen könnten ja die „angemesse­
ne Bestrafung“ durch die türkische Ju- 
(FortSetzung Seite 2 oben, s.a. S. 7)

Trauer und Entsetzen über den Mord an Lizzy Schmidt in Kurdistan

A
m Abend des 3. April erreichte 
uns die erschütternde Nach­
richt, daß die 35jährige Journa­
listin Lizzy Schmidt im Nordirak aus 

dem Hinterhalt erschossen wurde. 
Angelika Beer, Mitglied im Bundes­
vorstand von Bündnis 90/Die Grü­
nen, die lange mit der Ermordeten zu­
sammenarbeitete, erklärte zum Tod 
der Journalistin:

Lizzy Schmidt war mehr als eine 
Journalistin, sie war ein nicht wegzu­
denkender Teil der Solidaritätsarbeit 
mit und in Kurdistan. Wer immer 
auch die tödlichen Schüsse am Sonn­
tag abgegeben hat, er hat nicht nur 
Lizzy Schmidt und ihren Begleiter 
ermordet, sondern ein Stück Leben 
und Solidarität grausam aus unserer 
Mitte gerissen. Es gab genug Gründe 
dafür, daß Lizzy Schmidt, deren Be­
richte auch oft unter dem Namen Mi­
lena Ergin erschienen, viele Feinde 
hatte. Während der Krisen]ahre in 
den kurdischen Regionen war sie oft 
das einzige Bindeglied zwischen tür­
kisch oder irakisch Kurdistan und ih­
ren kurdischen und deutschen Freun­
dinnen und Freunden hier. Egal ob 
durch ihre Veröffentlichungen, ihre 
Schilderungen der Probleme und de­
ren politische Ursachen in Kurdistan, 
ihre Dokumentationen von Vertrei­
bung und Mord, oder durch ihre Tätig­
keit für die Frankfurter Hilfsorgani­
sation medico international in Kurdi­

Rechte Kumpanei von Union und
Faschisten Zur Situation der Faschisten vor den Wahlen 

zum Europaparlament

Im Lager der rechten und faschisti­
schen Parteien will zur Zeit keine 
rechte Freude aufkommen. Bei 
Hochrechnungen zu den Bundestags­

wahlen liegen die Republikaner bei 
dreieinhalb Prozent. Eine rechte Samm­
lung unter dem Dach der Republikaner 
gelingt nicht. Mehrere rechte Gruppie­
rungen, darunter Dr. Freys DVU, die 
Deutsche Liga und die NPD weisen 
Schönhuber auf sein niedersächsisches 
Wahlergebnis hin und fordern ein rech­
tes faschistisches Bündnis. (1) Schön­
huber befürchtet, daß ein solcher 
Schritt seinen ernstzunehmenden Ver­
suchen schaden könne, Einfluß auf die 
Reihen von CSU / CDU und FDP zu neh­
men.

Vermutlich werden die Republikaner 
allein zu den wichtigen Europawahlen 

stan wie auch durch ihre Zusammenar­
beit mit in der Türkei bedrohten Jour­
nalisten: mit ihren Berichten über die 
wirklichen Täter und das Schicksal der 
Opfer wurde die Anzahl ihrer Feinde 
immer größer. Immer dann, wenn in 
Deutschland der Völkermord an den 
Kurden wieder in Vergessenheit zu ge­
raten drohte, war es Lizzy Schmidt, die 
auf Friedensdemonstrationen und un­
zähligen Veranstaltungen (zuletzt im 
Herbst 93 im 
Rahmen der 
Kampagne 
„Schweigen tö­
tet — Frieden 
jetzt“) Solidari­
tät. mit Kurdi­
stan einforderte.

In den letzten 
Jahren fand sie 
ihren Lebens­
mittelpunkt und 
ihre Familie in 
irakisch Kurdi­
stan. Die türki­
schen Behörden haben 1991 die damals 
in der Türkei lebende Journalistin aus­
gewiesen und ein Einreiseverbot gegen 
sie verhängt. Die Verantwortlichen für 
den Völkermord am kurdischen Volk in 
der Türkei griffen zu dieser Maßnahme, 
weil sie die schonungslosen Berichte 
über Folter, Massaker und Mord nicht 
anders unterdrücken konnten. Es wa­
ren türkische Spezialeinheiten, die, als 
der Beerdigungszug des ermordeten 

kandidieren. Bei den letzten Europa­
wahlen hat sich bereits gezeigt, daß die 
Republikaner bei diesen Wahlen deut­
lich mehr Stimmen erhalten können als 
bei den Bundestagswahlen. Sie erhiel­
ten 1989 7,1% bei den Europawahlen 
und ein Jahr später bei den Bundestags­
wahlen 2,1%. Da die Wahlbeteiligung 
bei den Europawahlen deutlich niedri­
ger ist (1989: 62,4%, zum Vergleich Bun­
destagswahlen 1990: 77,8%), haben die 
Republikaner ernsthafte Chancen, wie­
der den Einzug zu erringen, wenn sie die 
rechten Wähler zur Wahl mobilisieren.

Der Einzug ins Europaparlament 
würde dann einen weiteren Mobilisie­
rungseffekt erbringen. Dann finden vor 
den Bundestagswahlen Ende Septem­
ber die bayerischen Landtagswahlen 
statt, — die Rep-Hochburg: 14,6% bei 

Vedat Aydin von türkischen Militärs 
angegriffen wurde, die Journalistin 
schlugen und ihr Dokumentations­
material vernichteten.

Stationen der persönlichen Erinne­
rung bleiben gegenwärtig: Die erste 
Begegnung mit Lizzy Schmidt, bei 
der sie klarmachte, daß Friedenspoli­
tik auch Menschenrechtspolitik für 
Kurdistan sein muß, daß das kurdi­
sche Volk ein Recht auf Solidarität 
und Selbstbestimmung hat, weil es 
vor allem deutsche Waffen und Bezie­
hungen zu Saddam Hussein und zum 
NATO-Partner Türkei sind, die die­
ses Recht blutig unterdrücken. Ge­
meinsame Besuche in den Flücht­
lingslagern irakischer Kurden im tür­
kischen Mardin und Mus, nächtelange 
Diskussionen bei kurdischen Freun­
den in der türkisch-irakischen Grenz­
region während des zweiten Golfkrie­
ges, Delegationsfahrten, die ohne die 
Unterstützung der fließend türkisch 
und kurdisch sprechenden Freundin 
nicht so erfolgreich hätten stattfin­
den können, gemeinsame Fahrt durch 
das befreite Südkurdistan, Ideenaus­
tausch für Hilfsprojekte in der Regi­
on am Tigris ... Stationen der Erin­
nerung, die für unser gegenwärtiges 
und zukünftiges Handeln zugleich 
Verpflichtung sind. Kurdistan hat 
durch die gewaltsam gerissene Lücke 
mehr als eine gute Freundin verloren. 
Wir können diese Lücke nicht schlie­
ßen. (Pressedienst der Grünen, 4.4.) 

den letzten Europawahlen und 5,0 % bei 
den letzten Bundestagswahlen — bei 
denen die Republikaner wegen ihrer 
schon vorhandenen zahlreichen kom­
munalen Mandate ernsthafte Chancen 
auf ein hohes Ergebnis haben, das sie 
bis in den Bundestag tragen könnte.

Zur Beruhigung auf antifaschisti­
scher Seite besteht also kein Anlaß. 
Auch wenn Dr. Frey, Neubauer und an­
dere Neofaschisten heute andeuten, daß 
sie bei den Bundestagswahlen für 
„Stimmenthaltung“ plädieren (2), heißt 
das also noch lange nicht, daß Schönhu­
ber die rechten Wähler nicht mobilisie­
ren kann, zumal die DVU (vielleicht) 
und die Deutsche Liga (ziemlich sicher) 
bei den Bundestagswahlen nicht kandi­
dieren werden.
(Fortsetzung Seite 2 unten)
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Fortsetzung von Seite 1:
BRD droht Kurden ...
stiz kontrollieren ... (Beckstein, fron­
tal am 29.3.) — so schleichen sie sich aus 
aller Verantwortung.

Von Justizmiriisterin Leutheusser- 
Schnarrenberger zu Innenminister 
Kanther, von Hirsch (FDP) zu.Bemrath 
(SPD) wird verschwiegen, daß es schon 
längst keinen generellen Abschiebe­
stopp mehr gibt, daß alleine in Hessen 
seit Jahresbeginn mindestens siebzig 
Kurdinnen unter all den absehbaren 
deiafiren in der Türkei für Leben und 
Gesundheit abgeschoben worden sind, 
daß die angeblichen „innerstaatlichen

Kinkel: BRD-Außenpolitik 
muß „ Fesseln abstreifen“

Fluchtaltemativen“ (d.h. daß Kurdin­
nen in der Westtürkei sicher leben, so­
fern sie auf politische und kulturelle 
Betätigung verzichten) schon lange die 
Ausrede abgeben müssen, damit abge­
schoben werden kann. Gerade gegen­
über Kurdinnen kann von einer „la­
schen“ Anwendung des. Ausländer- und 
Asylrechts überhaupt keine Rede sein.

Mit todsicherem Instinkt haben die 
Unionspolitikerinnen, allen voran 
Bundeskanzler Kohl und Innenminister 
Kanther, erkannt, daß diese Situation 
den idealen Stoff hergibt für die rechte 
Verhetzung mit ihren Hau-Draüf-Re- 
zepten:
— Ein „Sondergefängnis für abgescho­
bene Kurden mit jederzeitigem Zu­
gangsrecht für Menschenrechtsorgani­
sationen“, ein „transparentes Muster­
menschenrechtsgefängnis“ (FR) in der 
Türkei, lautet sein jüngster Vorschlag. 
Mit dem Dementi wurde so lange gewar­
tet, bis der Vorschlag zumindest andis­
kutiert war. Dementiert wurde auch 

nur Kanthers Vaterschaft für den Ge­
danken, bei den Beratungen selbst sei 
sehr wohl darüber gesprochen worden.

Es ist vermutlich nur eine Frage der 
Zeit, bis der Vorschlag in neuer Verklei­
dung wieder aufgegriffen wird. 
Schließlich hat bisher auch nur das Veto 
der rumänischen Regierung das von den 
Deutschen in Rumänien geplante Zwi­
schenlager für Kriegsflüchtlinge aus 
dem ehemaligen Jugoslawien verhin­
dert.

Der perversen Logik einer deutschen 
Außenpolitik, die „vorsichtig Fesseln 
abstreifen“ muß (Kinkel), sind nur noch 
wenig Grenzen gesetzt. Alle, auch die 
dementierten Vorschläge, werden in al­
ler Öffentlichkeit und allen Ernstes von 
allen Parteien als Vorschläge zur Lö­
sung des „Kurdenproblems“ diskutiert. 
Das Minimalziel des „Diskurses“ gibt 
Regierungssprecher Vogel preis: Son­
derabkommen mit der türkischen Re­
gierung haben „vor allem eine innenpo­
litische Bedeutung; diese könnten die 
Akzeptanz von Ausweisungsentschei­
dungen erhöhen.“ (FAZ, 26.3.)

Natürlich findet die so demonstrierte 
„Entschlossenheit Deutschlands gegen 
die PKK und ihre terroristischen Akti­
vitäten auf deutschem Boden“ den ehr­
lichen Beifall der Kumpane in der tür­
kischen Regierung (Welt, 24.3.).

Und wofür das Ganze? Für Autobahn­
blockaden und Selbstverbrennungen 
-aus Verzweiflung über den Vernich­
tungskrieg der türkischen Regierung 
auch mit deutschen Waffen. Mit Waffen, 
deren Einsatz in Kurdistan mit Bildern 
belegt und der deutschen Botschaft in 
Ankara lange bekannt, nach Kinkel 
trotzdem nicht bewiesen ist; mit Waf­
fen, die z.T. an Recht und Gesetz vorbei, 
trotz Haushaltssperren in die Türkei ge­
liefert worden sind. Waffen im Wert von 
Milliarden Mark. Alleine im neuen 
Haushalt sind für den NATO-Partner 

erneut 155 Millionen DM „Verteidi­
gungshilfen“ vorgesehen. Und als aller­
letzte Ausrede muß dann die NATO her­
halten, in deren Rahmen die Waffenlie­
ferungen schließlich auch geleistet wer­
den. Und diese „Verteidigungshilfe“ 
werde schließlich ab 1995 „umstruktu­
riert“.

Die innenpolitische 
Dimension

Erneut wird der Einsatz der Bundes­
wehr im Inneren diskutiert. Zur „Ver- 
schubung“ von Polizei und Bundes­
grenzschutz gegen weitere „Ausschrei­
tungen“. In einem Atemzug nennt CDU- 
Rüttgers Kriminelle, Terroristen und 
Hochwasser als Katastrophen, die den 
Einsatz der Bundeswehr als „Risikore­
serve“ (Rüttgers) erfordern könnte. 
„Die Union wird auch bei diesem The­
ma nicht lockerlassen“ (Rüttgers) — die 
Frage drängt sich auf, ob die CDU / CSU 
und in ihrem Schlepptau die SPD-Län­
der um der Provokation willen Verbote 
von Demonstrationen und Newroz-Fei- 
em ausgesprochen haben, um ihre 
Wahlkampfthemen in den Vordergrund 
spielen zu können ...

In diesem Zusammenhang ist aber 
auch an Schäubles Wort vom Verschlie­
ßen der Grenzen zwischen Außen- und 
Innenpolitik zu erinnern. Wer deutsche 
Interessen im Schulterschluß mit terro­
ristischen Regimen weltweit durchset­
zen will und durchsetzt, argumentiert 
zu Unrecht mit verwirktem Gastrecht. 
Wo steht, daß ein „Gast“ stillhalten 
muß, während der „Gastgeber“ hilft, 
sein Haus anzuzünden? Man muß die 
Schläge gegen den Wirt nicht billigen, 
wenn man dessen Heuchelei in Sachen 
Gast recht unerträglich findet.

Mit wenigen Federstrichen hätten 
Bundesregierung und Parlament den 

Protesten der hier lebenden Kurdinnen 
und Kurden einen Tbil der Verzweif. 
lung und der Zuspitzung nehmen kön.. 
nen; durch Einstellung der Waffenliefc. 
rungen und politischen und diplomat;. 
sehen Druck auf die türkische Regie, 
rung können sie leicht klarmachen, daß 
ihr jahrelanges Gerede vom „berechtig, 
ten Anliegen“ der Kurdinnen wenig, 
stens ein Körnchen Aufrichtigkeit ent 
hält.

Stattdessen wurde unter Fortsetzung 
des von der türkischen Regierung gefor- 
derten PKK-Verbotes und unter Miß. 
brauch des Urteils im sogenannten Düs­
seldorfer PKK-Prozeß auf Verbote von 
Vereinen, Organisationen, Demonstra. 
tionen und Newroz-Festen gesetzt. Zwei 
Tote, hunderte von Verletzten, fünfhun 
dert Festnahmen sind die Bilanz eines 
Wochenendes praktizierter Kollabora­
tion hier.

Zu den Menschen- und Bürgerrechten, 
die Kurdinnen und Kurden und den al­
lermeisten Ausländerinnen hierzulan­
de vorenthalten werden, gehört auch 
das Recht auf Selbstbestimmung und 
Opposition. Abschiebung und Auswei­
sung dürfen angesichts der „Entfesse­
lung“ deutscher Außenpolitik, der of­
fensiveren Durchsetzung deutscher In­
teressen in aller Welt nicht länger als 
Bestrafung und Druckmittel zur Er­
zwingung von staatsgefälligem Verhal­
ten eingesetzt werden.

Die jetzt angekündigte Verschärfung 
der Sonderrechte gegen Kurdinnen, die 
Drohung mit exzessiver Anwendung 
der Mehrfachbestrafung — Verurtei­
lung hier, Ausweisung, Bestrafung, 
möglicherweise Folter und Todesstrafe 
in der Türkei — ist die Fortsetzung der 
Mittäterschaft bei eklatanten Verstö­
ßen gegen Minderheiten- und Menschen­
rechte.
Ulla Jelpke ist innenpolitische Spreche­
rin der der PDS / LL im Bundestag.

Fortsetzung von Seite 1:
EG-Wahl: Rechte Kumpanei

Nicht einschätzbar sind Wahlergeb­
nisse des '„Bund freier Bürger“ (Brun­
ner-Partei) und der STATT-Partei. Das 
sind Konkurrenten, sie haben aber nur 
einen schwachen Parteiapparat und 
keinen regionalen Schwerpunkt wie die 
Republikaner in Bayern. Dazu kommt, 
daß die Republikaner inzwischen be­
reits oft kandidiert haben und viel be­
kanntersind.

Dieser Trümpfe ist sich Schönhuber 
bewußt, deshalb versucht er, seine An­
hänger und Getreuen zu mobilisieren. 
Mit seiner Hetzkampagne gegen Bubis 
ist ihm das bereits gelungen und seine 
Äußerungen, daß Deutschlands Fehler 
darin besteht, zweimal den Krieg verlo­
ren zu haben, wird auch nicht ohne Wir­
kung in konservativen Kreisen bleiben.

Reps mit Europa-und Bayern­
wahl in den Bundestag ?

Seine Äußerung: „Die Neubewertung 
der Geschichte läßt sich nicht auf hal­
ten“ (3) wird vor allem in sehr rechten, 
militanten Kreisen auf Begeisterung 
stoßen. Schönhuber versucht, Stim­
mung zu machen. Die Medien würden 
die Republikaner per „Zensur“ unter­
drücken und kriminelle Gewalttäter 
würden Republikaner-Veranstaltun­
gen verhindern. Der Staatsapparat 
würde dies dulden und Gegendemon­
stranten als Demokraten bezeichnen. 
Die gesamte Rechte zeichnet derzeit ein 
realitätsfemes Bild an die Wand: Rot- 
Grün würde bald die Macht überneh­
men und den Rechtsstaat kippen.

Gegen eine solche Politik muß die po­
litische Opposition Widerstand leisten. 
Vor allem eine inhaltliche Kritik ist 
wichtig, weil die Republikaner für eine 

e_ 

rechte Mobilisierung Bewegung in den 
Reihen der Konservativen brauchen. 
Hier haben die Republikaner bereits 
Erfolge erzielt. Bei der Asylpolitik gab 
es ein propagandistisches Bündnis zwi­
schen Faschisten und CDU/CSU und 
jetzt wieder bei der Unterdrückung der

DOKUMENT ZUM FASCHISTEN-ANSCHLAG AUF DIE LÜBECKER SYNAGOGE

Lübecker Bürgermeister: „Kein Pardon“
Am 26. März, einen Tag nach dem fei­
gen und verbrecherischen Brandan­
schlag auf die Lübecker Synagoge, er­
klärte Bürgermeister Michael Bouteiller 
(SPD) auf einer Kundgebung:

Unser Mitgefühl gilt allen Mitglie­
dern der jüdischen Gemeinde Lübeck, 
besonders Herrn Kantor Katz, der 
zum zweiten Mal erleben muß, wie 
seine Synagoge zerstört werden soll. 
Wir schämen uns dafür.

Wer heute wieder Synagogen in 
Brand setzt, der muß todernst genom­
men werden. Der weiß genau, was er 
damit androhen will. Vor 60 Jahren 
mündete die Zerstörung von Synago­
gen in die Beseitigung von Menschen.

Das Undenkbare ist wieder Reali­
tät. Lübeck hält deshalb, stellvertre­
tend für unser Land, für Europa und 
für die Welt, den Atem an. Aus den 
Biedermännern sind längst Brand­
stifter geworden. Die Auschwitz-Lü- 
ge soll ja von Rechts wegen auch kei­
ne Volks Verhetzung mehr sein. Das 
beschämt uns alle.

Lübeck fordert: Ächtet gesell­
schaftlich die Faschisten und Rassi­
sten. Verbietet endlich rechtsextreme 
Parteien und Organisationen. Verbie­

Kurden und anderer Minderheiten. Was 
die Republikaner im neuen Parteipro­
gramm fordern, „unverzügliche Ab­
schiebung“ von straffälligen Asylbe­
werbern, setzt z.B. die bayerische Lan­
desregierung bereits um. Einig sind sich 
Faschisten und Konservative, daß die

tet die politische Meinungsäußerung 
den Schönhubers und Freys. Leitet 
Verfahren ein. Handelt statt zu reden. 
Ächtet die Feinde der Toleranz.

Gegen das Zeichen des Faschismus 
gestern Nacht werden wir ein Zeichen 
der Menschlichkeit setzen. Dies ge­
schieht nicht nur durch Mahnwachen, 
Spenden für die soziale Integration 
unserer jüdischen Mitbürger, um die 
wir einen Schutzwall bilden wollen. 
Es geschieht vor allem dadurch, daß 
wir den alltäglichen Faschismus er­
kennen und ihm mutig gegenübertre­
ten. Keine noch so kleine und schein­
bar harmlose Äußerung darf ohne 
Widerspruch bleiben.

Alle Lübeckerinnen und Lübecker 
werden Toleranz und Menschlichkeit 
zeigen für alle Mitbürgerinnen und 
Mitbürger, woher sie auch kommen. 
Welchen Glaubens sie auch sind. Nur 
eine Gruppe hat nicht mit unserer To­
leranz zu rechnen: Die Faschisten und 
Rassisten. Für sie gibt es kein Pardon 
in Wort, Schrift und Tat.

Ihnen werden wir geschlossen und 
entschlossen entgegentreten und ih­
nen unmißverständlich klar machen, 
daß für sie in unserer Stadt kein Platz 
ist.

—TR
•ich:

Forderung nach der doppelten Staats­
bürgerschaft strikt ab gelehnt werden 
muß. Wie gefährlich diese Forderung 
sei, hetzen die Rechten, könne man jetzt 
bei den Kurden sehen, bei doppelter 
Staatsbürgerschaft könne man nicht 
mehr abschieben. Daß dies nach dem 
jetzigen Recht trotzdem auch nicht geht, 
übersehen diese Leute bewußt. Verfas­
sungsbruch ist bei diesen Leuten, 
CDU / CSU und Faschisten, bereits zum 
Tagesgeschäft geworden.

Die Union und die Liberalen gehen in 
vielen politischen Fragen weit nach 
rechts, neuerlich bei dem Bundeswehr­
einsatz im Inneren. Der Übergang von 
Faschisten, STATT-Parteien und Kon­
servativen wird immer fließender. Bei 
der Bundespräsidenten-Wahl im Mai 
wird sich zeigen, wie eng dieses Bünd­
nis ist. Union und Faschisten haben 
immer mehr gemeinsame Propaganda­
themen entwickelt. Das kann den Fa­
schisten die Mobilisierung erleichtern, 
aber auch dazu führen, daß am Ende die 
Stimmen bei der Union landen. Auch 
das erklärt ein wenig den Streit bei den 
Faschisten.

Dieser Rechtsruck der Unionspartei­
en wird von Scharpings SPD-Vorstand 
praktisch kaum gestört. Politische Op­
position gegen die zunehmende Ver­
klammerung, Verzahnung, Kumpanei 
von Faschisten und Konservativen, 
Bündnisse gegen Rechts, für Rechte für 
Minderheiten, gegen Geschichtsfäl 
schung sind aber politische Anliegern 
denen trotz dieser Untätigkeit des SPD- 
Vorstands viele Leute aufgeschlossen 
gegenüberstehen. Dieses Bündnis kann 
den Einzug der deutschen Faschisten in 
das Europaparlament und den Bundes­
tag — trotz Italien—noch stoppen.

Quellen: (1) Nationalzeitung, 14.94; (2) 
Deutsche Rundschau 3/94; (3) Republi­
kaner 3/ 94— (jod)
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Journalistenföderation klagt BRD-Behörden ass
Die Internationale Joumalistenfö- 

deration (IJF) klagte heute die 
deutschen Behörden einer abge­
stimmten Verletzung der Pressefreiheit 

an und hat die deutsche Regierung von 
Kanzler Kohl aufgefordert, Schritte zu 
ergreifen, um die Rechte von Journali­
sten zu verteidigen.“ Mit dieser Erklä­
rung formulierte am 11. März die IJF in 
Brüssel das weltweite Aufsehen, ausge­
löst durch Polizeimaßnahmen gegen 
Zeitungen und Sender in der Bundesre­
publik.

Wenige läge später fand die nächste 
Staatsaktion gegen eine Redaktion 
statt, und gleichzeitig arbeiten Politi­
ker aller etablierten Parteien an einer 
Verschlechterung des Presserechts.

Am 12. Januar 1994 durchsuchten 
Staatsanwaltschaft und Staatsschutz­
abteilung der Münchner Polizei die Re­
daktion von Focus. Sie beschlagnahm­
ten Schriftstücke und zapften das Tbxt- 
system der Redaktion an. Ein Sprecher 
der Staatsanwaltschaft sagte, bei der 
Durchsuchung sei es um den Vorwurf 
gegangen, „daß in unzulässiger Weise 
über Bad Kleinen berichtet wurde“. 
Nach Angaben der Redaktion war die 
Suche nach Quellen und Informanten 
vergeblich.

Am 2. März beschlagnahmte die 
Münchner Kriminalpolizei beim Lokal­
programm RTL München live eine Kas­
sette mit einem satirischen Beitrag, 
durch den Bela E. Althans, bekannt 
durch den umstrittenen Dokumentar­
film „Beruf: Neonazi“, beleidigt wor­
den sein soll. Das Bayerische Landes­

Pressefreiheit wird 
angegriffen

mediengesetz sieht 
vor, daß ein Sender 
eine Kopie eines 
Beitrags auf Ver­
langen eines Be­
troffenen aushändi­
gen muß. Dazu wur­
de RTL gar nicht 
erst aufgefordert.

Am 3. März durch­
suchte die Stuttgar­
ter Staatsanwalt­
schaft die Redak­
tion der Stuttgarter 
Zeitung. Der Vor­
wurf ist Beihilfe 
zum Geheimnisver­
rat, nachdem die 
Zeitung tags zuvor 
über einen Bericht 
des Stuttgarter Justizministeriums an 
den Abhörausschuß des Landtags infor­
miert hatte. Aus dem Bericht ergaben 
sich Pannen, durch die ein wegen des 
Verdachts organisierter Kriminalität 
abgehörter Wirt mit prominenten Be­
ziehungen von den Behörden selbst vor­
zeitig von der Überwachung informiert 
wurde. Außerdem wurde sogar ein 
Rechtsanwaltsbüro abgehört. In Stutt­
gart durchsuchten die Beamten nicht 
nur den. Arbeitsplatz des zuständigen 
Redakteurs, sondern auch seine Woh­
nung; und sie fahndeten — ohne richter­
lichen Durchsuchungsbefehl, ohne ihre 
Zustimmung und in ihrer Abwesenheit 
— in der Wohnung seiner Lebensgefähr­
tin.

Am 18. März wurden in Berlin die Re- 
/daktion der Tageszeitung Junge Welt 

und die Wohnung 
eines Redakteurs 
auf Antrag des Ge­
neralbundesan­
walts durchsucht. 
Der Redaktion 
wurde verweigert, 
einen Anwalt hin­
zuzuziehen. Der zu­
ständige Redakteur 
hatte sich unter Be­
rufung auf das 
Recht des Informa­
tionsschutzes ge­
weigert, das Origi­
nal eines Briefs aus­
zuhändigen, in dem 
die „Rote Armee 
Fraktion“ eine 
RAF-Mitglied­

schaft des V-Manns Steimetz bestreitet.
Gegen jede dieser Maßnahmen gab es 

heftige Proteste. Der Bundesverband 
Deutscher Zeitungsverleger: Bei einer 
so auffälligen Häufung wie in den ver­
gangenen Wochen liege der Verdacht 
nahe, daß Journalisten eingeschüchtert 
und ihre Redaktionen zu einem voraus­
eilenden Gehorsam angehalten werden 
sollten. Die IG Medien: „In einem Kli­
ma, das bürgerliche Grundfreiheiten im 
Interesse der Strafverfolgung zur Dis­
position stellt, dürften sich auch örtli­
che Organe ermuntert fühlen »zuzugrei- 
fen‘ und den Respekt vor der Pressefrei­
heit fallen zu lassen. Immerhin erleben 
wir zum einen im Rahmen der Debatte 
um die Innere Sicherheit Initiativen, 
die die grundrechtlich geschützte Pri­
vatsphäre des Bürgers in Frage stellen.

Zum anderen schicken sich Repräsen­
tanten politischer Parteien an, die Auf­
deckung von Skandalen auf ihre Weise 
zu beantworten: durch Gesetzentwürfe, 
die geeignet sind, die Freiheit der Be- 

' richterstattung einzuschränken.“ Der 
Deutsche Joumalistenverband weist 
darauf hin, daß „das Informationsrecht 
der Bürger/innen und Medien ... eine 
Grundlage der demokratischen Verfas­
sung“ ist.

Der durch Gesetze gestützte Presseko­
dex sagt: „Jede in der Presse tätige Per­
son wahrt das Berufsgeheimnis, macht 
vom Zeugnisverweigerungsrecht Ge­
brauch und gibt Informanten ohne de­
ren ausdrückliche Zustimmung nicht 
preis.“

Die gerichtlichen Auseinandersetzun­
gen darüber werden durch die aktuellen 
Staatsaktionen auf jeden Fall in näch­
ster Zeit weiter an Schärfe zunehmen. 
Und während sich die Gewerkschaften 
bemühen, in den derzeit stattfindenden 
Novellierungen von Landespresse- und 
Landesmediengesetzen Grundsätze der 
Inneren Pressefreiheit durchzusetzen 
und die Medienkonzentration einzu­
dämmen, gibt es Bestrebungen von Lan­
desregierungen, die Landespressegeset­
ze zu verschärfen. Die CDU kleidet ihre 
Bestrebungen, das Recht auf Gegendar­
stellungen so zu verändern, daß Thtsa- 
chenmitteilungen über Personen und 
Vorgänge erschwert werden, in den 
Mantel des Persönlichkeitsschutzes. 
Und der Angriff auf die Möglichkeit, 
Informationen und Daten in Archiven 
zu sammeln, wird von ihr in Daten­
schutzverkleidet.— (ulk)

AKTUELL IN BONN
Hilfe für Ost-Wohnungen ?
Die Bundestagsgruppe PDS / Linke Li­
ste hat Mitte März den Entwurf eines 1. 
Altschuldenhilfe-Änderungsgesetzes in 
den Bundestag eingebracht. Zur Be­
gründung erklärte ihr wohnungspoliti­
scher Sprecher Ilja Seifert: „Mit dem 
Gesetz sollen die Wohnungsuntemeh- 
men Ostdeutschlands, welche eine Teil­
entlastung von den sogenannten Alt­
schulden in Anspruch nehmen, von der 
Privatisierungs- bzw. Veräußerungs­
pflicht (§ 5 des AHG) entbunden wer­
den.“ Die bisherige Regelung setze die 
Ost-Wohnungsgesellschaften unter ex­
tremen Druck, ihre Bestände an Kapi­
talanleger zu verkaufen. Mit ihrem Ge­
setzentwurf setzt sich die PDS dafür 
ein, diesen Verkaufsdruck zu mildem, 
indem Ost-Wohnungsgesellschaften 
Entlastung von ihrem hohen Schulden­
druck angeboten wird.

Bahnreform: 70 Mrd. DM weg
Um 70 Mrd. DM hat die Deutsche Bun­
desbahn bei der Bildung der „Bahn AG“ 
ihre Bilanz verringert. Darauf hat jetzt 
ein empörter Autor in der Zeitung Han­
delsblatt (28.3.) hingewiesen. Zum 
31.12.93 hatte die konsolidierte Bilanz 
von Bundesbahn und Reichsbahn noch 
ein „Sachanlagevermögen“ von ca. 100 
Mrd. DM ausgewiesen. Die zum 1.1.94 
neugegründete „Bahn AG“, Nachfolge­
rin beider Unternehmen, weist in ihrer 
Eröffnungsbilanz aber nur noch 25 Mrd. 
DM Sachanlagen aus! Die Bahn hat kur­
zerhand den Wert ihrer Trassen, Grund­
stücke, Schienen usw. auf ein Viertel 
reduziert. Da die Werte von Trassen, 
Schienen usw. in die Berechnung der 
Wegekosten eingehen, ist die Folge: 
sehr viel niedrigere Wegekosten der 
Bahn als bisher. Eine Bilanzänderung 
auf Steuerkosten: Der Bund hat alle 
Alt schulden der Bahn übernommen. 
Jetzt schimpft die Konkurrenz des pri-

vaten Trans­
portgewerbes.

„Lebensschützer“ 
-Gesetzentwürfe
42 Abgeordnete der 
CDU/CSU, darun­
ter „Vertriebenen“- 
Sprecher wie Hel­
mut Sauer und 
Hartmut Koschyk, 
der CSUler Riedl, 
Ex-Regierungsspre- 
cher Friedhelm Ost 
und die Grafen von 
Schönburg-Glau­
chau und von Wald­
burg-Zeil, haben im 
Bundestag einen 
Gesetzentwurf 
„zum Schutz der 
ungeborenen Kin­
der“ eingebracht 
(Ds. 12/6988). In­
halt: Ein „Lebens­
schutz-Beauftrag­
ter“ soll geschaffen 
werden, und für 
Kinder soll eine 
„Familiengeld“- 
Prämie von 1000 
DM je Kind gezahlt 
werden. Der „Le- 
bensschutz“-Beauf- 
tragte soll sinniger­
weise ähnlich wie 
der „Wehrbeauf­
tragte“ gestellt sein. Tn einem zweiten 
Gesetzentwurf (Ds. 12/6944, diesmal 
sogar von 54 CDU-Abgeordneten) bean­
tragen die „Lebensschützer“ eine Aus­
weitung der Strafverfolgung. So soll 
künftig jede „Handlung, deren Wir­
kung nach der Verschmelzung der 
menschlichen Keimzellen“ stattfindet, 
als „Straftat“ verfolgt werden.
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Lebenslang jetzt 
auch im Osten
Mit einem Gesetz 
„zur Rechtsverein­
heitlichung bei der 
Sicherungsverwah­
rung“ (Ds. 12/6969) 
hat der Bundesrat 
jetzt auch in den 
neuen Bundeslän­
dern die Inhaftie­
rung von Straftä­
tern bis zum Tb de 
eingeführt. Bisher 
galt diese Regelung
— Sicherungsver­
wahrung eines

’ Straftäters auch 
nach Ablauf der ge-’ 
gen ihn verhängten 
Haftstrafe bis zu 
seinem Tb de — nur 
im Westen (1990 für 
189 Personen). Der 
Einigungsvertrag 
hatte die Regelung 
in der früheren 
DDR festgeschrie­
ben (höhere Strafe 
bei Rückfalltä­
tern). Aus Gründen 
der „Rechtsgleich­
heit“ will der Bun­
desrat diese Rege­
lung jetzt aufheben
— nicht in Richtung 
Resozialisierung,

sondern in Richtung Haft bzw. haftähn­
liche Einsperrung bis zum Tode.

„Kündigungsschutz“ besonderer Art
Einen Kündigungsschutz besonderer 
Art wollen die Regierungen der neuen 
Bundesländer erreichen. In einem im 
März eingebrachten Entwurf „zur Än­
derung des Kündigungsschutzgesetzes“ 

(Ds. 12/6968) wollen sie bei Personen, 
die nach dem 6. Mai 1990 (als in der DDR 
CDU, DSU, FDP und SPD erstmals die 
Wahlen gewannen und begannen, ihre 
Leute in die öffentlichen Verwaltungen 
zu befördern) grundsätzlich ein „be­
rechtigtes betriebliches Bedürfnis für 
die Weiterbeschäftigung“ annehmen. 
So solle verhindert werden, daß diese 
Personen bei den weiter nötigen Kündi­
gungen im Osten „insbesondere ... be­
troffen“ würden. „Insbesondere“ sollen 
also andere getroffen werden — solche, 
die schon vor Mai 1990 im öffentlichen 
Dienst tätig waren.

EU-Erweiterung durchgeboxt
Am 30. März hat die EU-Kommission in 
Brüssel die Erweiterungsverhandlun­
gen der EG mit Finnland, Schweden, 
Norwegen und Österreich offiziell für 
beendet erklärt. Die Beitritte dieser 
vier Länder werden damit zum 1.1.1995 
wirksam — ein Rekordtempo, wenn 
man bedenkt, daß die Verhandlungen 
erst im Februar 1993 begonnen wurden. 
Für die deutsche Regierung und die 
deutschen Konzerne bedeutet die Aus­
dehnung der EG ein weiterer Machtge­
winn, zumal der „Anschluß“ Öster­
reichs an die EG das Gewicht des 
deutsch-völkischen Blocks in der EG 
verstärkt. Auch den letzten Streit mit 
der spanischen Regierung und der briti­
schen Regierung um die Veto-Rechte im 
erweiterten EU-Ministerrat entschied 
die BRD für sich: die britische Regie­
rung mußte sich geschlagen geben, Pre­
mier Major gilt als weiter „ge­
schwächt“.

Was kommt demnächst?
Der deutsche Bundestag ist derzeit in 
der Osterpause. Er nimmt seine Sitzun­
gen erst wieder am 11. April auf. Die 
nächste Sitzung des Bundesrats findet 
am 29. April statt.
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Deutsch-französische Kollaboration
Trotz Widersprüchen: Frankreich bestärkt die BRD-Ostexpansion

Die Enthüllungen des französi­
schen Botschafters in der BRD 
über die Auftritte eines enthemm­
ten Bundesaußenministers während 

der EU-Beitrittsverhandlungen mit 
Norwegen (er werde „Spanien das 
Rückgrat brechen“, hatte Kinkel Wi­
dersachern deutscher Neuordnungsvor­
stellungen gedroht) brachten nicht zum 
ersten Mal Spannungen in den Bezie­
hungen zwischen Frankreich und der 
B RD ans Ihgeslicht.

Tatsächlich scheinen seit der Anne­
xion der DDR die Differenzen zugenom­
men zu haben. Mit der vorpreschenden 
Anerkennung Sloweniens und Kroa­
tiens hatte die BRD demonstriert, daß 
sie bei. der Aufteilung und Beherr­
schung des europäischen Ostens und 
Südostens eine Führungsrolle bean­
sprucht. (Dabei hatte die Bundesregie­
rung gerade Frankreich absichtsvoll bis 
ins einzelne brüskiert. Es war nämlich 
vereinbart, daß fünf europäische Ver­
fassungsgerichtspräsidenten die Proze­
dur einer gemein­
samen Anerken­
nung auf einem 
Treffen in Paris 
aushandeln — als 
aber der deutsche . 
Gerichtspräsi­
dent Roman Her­
zog dort eintraf, 
hatte die BRD 
Slowenien und 
Kroatien bereits 
anerkannt!) Ein 
weiterer ernster 
Streitpunkt wa­
ren die Verhand­
lungen über ein 
neues Welthan­
delsabkommen 
(GATT); hier setz- — 
te maßgeblich die 
BRD, die sich zu-

• nehmend auf bil­
lige Agrarliefe­
rungen aus Ost­
europa umorien­
tiert, zu Lasten 
der französischen 
Bauern und der 
bedeutsamen 
französischen 
Agrarexporte 
eine „Reform“ 
der EG-Agrar- 
subventionen 
durch. Ein dritter 
Streitpunkt war 
1993 die Politik 
der Deutschen Bundesbank, die mit ho­
hen Zinsen einen Teil der Kosten der 
durch Schuldenmachen finanzierten 
Annexion der DDR auf andere EG-Län­
der und nicht zuletzt Frankreich abzu­
wälzen versuchte.

BRD artikuliert offen 
neuen Führungsanspruch

Allgemein werden die aufgetretenen 
Spannungen nahezu einhellig als Aus­
druck französischer Sorge vor neuer 
deutscher Vormachtstellung in Europa 
interpretiert. Diese Sorge ist berech­
tigt. In der BRD wird der neue Füh­
rungsanspruch offen und mit drohen­
dem Unterton erörtert. Deutschland sei 
„aus der Randlage des Ost-West-Kon- 
flikts in das europäische Zentrum ge­
rückt“, heißt es etwa in der Zeitschrift 
liberal (3/93): „Für andere, bisher 
gleichrangige europäische Mittelmäch­
te, in erster Linie Frankreich und Groß­

britannien, vermindert sich die euro­
päische Gestaltungsfähigkeit.“ Doch 
sollte sich die Opposition in der BRD 
gegen die deutsche Expansionspolitik 
davor hüten, allzu große Erwartungen 
in französische Widerstände zu legen. 
Denn trotz aller Differenzen und Vorbe­
halte gegen die deutsche Konkurrenz 
überwiegen die gemeinsamen reaktio­
nären Interessen. Das gilt auch und 
nicht zuletzt für die Ostexpansion.

Beim Abschluß der EG-Assoziie- 
rungsabkommen mit Ungarn, der 
Tschechoslowakei und Polen habe 
Frankreich nur durch Ankündigungen 
der deutschen Seite, gegebenenfalls al­
lein zu handeln, zum Mitziehen ge­
bracht werden können, schreibt SPD- 
Kanzlerkandidat Scharping.1 Von der 
Eingliederung der osteuropäischen 
Wirtschaften in die imperialistische 
Arbeitsteilung, von der Verwandlung 
Osteuropas in wirtschaftlich und poli­
tisch abhängige Niedriglohngebiete 
profitieren zuerst die deutschen Kon- 

Wenn sich Freunde 
auf die Nerven gehen

GewichtsverteHung

zeme. Aber vor die Entscheidung ge­
stellt, durch Zusammenarbeit mit 
Deutschland an der Ostexpansion teil­
zuhaben oder die deutsche Ostexpan­
sion zu bekämpfen und dabei die Ver­
drängung von den osteuropäischen 
Märkten und Kapitalanlagemöglich­
keiten zu riskieren, zögert die französi­
sche Seite nicht lang.

Gerade auf dem Gebiet der Militärpo­
litik müßten mögliche Versuche Frank­
reichs, die Ostexpansion der BRD ein­
zudämmen, erkennbar werden. Aber 
nirgendwo wird der reaktionäre Cha­
rakter der deutsch-französischen Zu­
sammenarbeit deutlicher als hier: 
Frankreich stärkt die BRD, fördert die 
Militarisierung der deutschen Politik. 
Selbst die Einwände, die die französi­
sche Regierung noch gegen einen Stän­
digen Sitz der BRD im UN-Sicherheits- 
rat vorträgt, sind in erster Linie als Un­
terstützung für die Bestrebungen ge­
meint, die Verfassungsschranken gegen 
weltweite Einsätze der Bundeswehr zu 

beseitigen.2 Die deutsch-französische 
Zusammenarbeit hat auf dem Maas­
trichter Gipfel 1991 dafür gesorgt, daß 
die Entwicklung einer gemeinsamen 
Militärpolitik als zentraler Bestandteil 
des Fortschreitens der Europäischen 
Union beschlossen und in diesem Zu­
sammenhang die WEU als europäischer 
Militärpakt belebt wurde. Längst ist 
die WEU im früheren Jugoslawien im 
militärischen Einsatz, und für zukünfti­
ge operative Aufgaben wurde eine mili­
tärische Planungszelle eingerichtet.3

Zugriff auf Atomwaffen

Mit der WEU-Initiative verhalf Frank­
reich der auf Änderung des Status Quo 
zielenden und deshalb aggressiven Ost­
politik der BRD zu potentiellem militä­
rischen Rückhalt. Und, was kaum be­
kannt ist: Frankreich sicherte der BRD 
den Zugriff aui "Atomwaffen. Die SPD/ 
FDP-Koalition hatte 1969 den Atom- 

waffen-Sperrver- 
trag nämlich un­
ter dem Vorbe­
halt unterschrie­
ben, daß der Ver­
zicht auf ABC- 
Waffen mit einer 
gemeinsamen eu­
ropäischen Ver­
teidigung hinfäl­
lig werde.4

Auch mit dem 
französisch-deut­
schen Eurokorps, 
das nach der An­
nexion der DDR 
aus der franzö­
sisch-deutschen 
Brigade hervor­
ging und das oft 
als Kem künfti­
ger gemeinsamer 
europäischer 
Streitkräfte be­
zeichnet wird, 
stärkt Frank­
reich die Militär­
kraft der BRD. 
Wenn die franzö­
sische Regierung 
mit dem Konzept 
des Eurokorps 
vor allem das Ziel 
verfolgt haben 
mag, das Gewicht 
der EU gegen­
über den USA zu 
stärken, so ist das

anders ausgegangen. Nach scharfem 
Protest der USA und Großbritanniens 
einigte man sich, daß das Eurokorps, an 
dem sich demnächst auch Belgien und 
Spanien beteiligen wollen, sowohl für 
die WEU verfügbar sein wird wie auch 
„unter bestimmten Umständen“ für 
den NATO-Oberbefehlshaber in Euro­
pa. Das hauptsächliche Ergebnis aber 
ist, daß das Eurokorps ausdrücklich als 
Instrument zur militärischen Interven­
tion („Wiederherstellung des Frie­
dens“) aufgebaut wird.3 Frankreich ver­
hilft der BRD dazu, der angemaßten 
„besonderen Verantwortung“ für die 
„Herstellung von Stabilität“6 im Osten 
Europas im gegebenen Fall nachkom­
men zu können.
(1) Außenpolitik 1/94; (2) Alfred Gros­
ser in Evangelische Kommentare 3/94; 
(3) Europäische Sicherheit 1/94; (4) Eu­
ropäische Sicherheit 6/93, S. 277; (5) 
österreichische Militärische Zeitschrift 
2/93, S. 173; (6) Europäische Sicherheit 
6/93 — (sK)
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Prozeß gegen 
Oppositionspartei
Der Prozeß gegen die kroatischen Oppo. 
sitionspartei „Dalmatinische Aktiorr 
(DA) ist auf den 25. April 1994 versehe 
ben worden. Der Hauptbelastungsze;. 
ge und Angeklagte, Jurica Gilic, brach 
im Gerichtssaal zusammen und konnte 
wegen eines epileptischen Anfalls keine 
Aussage mehr machen. Der Prozeß ge. 
gen die kleine Regionalpartei ist ein 
weiterer Versuch der kroatischen Re­
gierung, jegliche oppositionelle Regun> 
im Lande mundtot zu machen.

Die „Dalmatinische Aktion“ wende, 
sich vor allem gegen den nationale; 
Zentralismus der Tudjmanregierung 
und fordert mehr Rechte für die Regio­
nen in Kroatien. Schon vor Monate; 
wurden führende Vertreter der Organ!- 
sation verhaftet. Ein Rollkommand: 
der Polizei vertrieb die Vorsitzende de? 
„Dalmatinischen Aktion“ Lorgerer an 
11. Oktober aus ihrer Wohnung und ver­
haftete ihren Mann. Das Vertreiben am 
Wohnungen ist in Kroatien ein häufig 
angewendetes Druckmittel gegen miß­
liebige Oppositionelle und Angehörige 
der serbischen Minderheit. Die Opfer 
werden dann, soweit es möglich ist, zue 
Militärdienst eingezogen und an die 
Front geschickt. In die geräumtenW 
nungen ziehen dann oft Mitglieder Ab 
Militärapparates ein.

Ende September explodierte schließ­
lich im Parteibüro der „Dalmatinischen 
Aktion“ eine Bombe. Und genau dieser 
Anschlag am 28. September 1993 ist 
einer der Hauptanklagepunkte in dem 
laufenden Verfahren. Denn zum Erstau­
nen der kroatischen Öffentlichkeit 
wirft der Anklagevertreter den Ange­
klagten, alle Mitglieder der „Dalmati­
nischen Aktion“, vor, sich das explosive ; 
Ei selbst ins Nest gelegt zuhaben.

„Absurd und fingiert“, so die Reak­
tion der Angeklagten. Nach Auffassung 
der Rechtsanwälte stützt sich die An­
klage auf Aussagen, die mit Gewalt in 
den kroatischen Polizeigefängnissen 
erpreßt worden sind. Es ist nachgewie­
sen, daß der Hauptbelastungszeuge 
eben jener oben erwähnte Jurica Gilic, 
bei den Vernehmungen geprügelt und zu 
den belastenden Aussagen gezwungen 
wurde. Außerdem verurteilten die Ver­
teidiger die über 90 läge währende Haft 
der Angeklagten. Heftig kritisiert wird 
zudem, daß das Verfahren nicht vor 
einem zivilen, sondern vor einem Mili­
tärgericht durchgeführt wird. Um dies 
möglich zu machen, verfaßte der kroati­
sche Staatspräsident Tudjman eigens 
ein Dekret, in dem es heißt, daß unter 
kriegsähnlichen Zuständen alle Delikte 
im Zusammenhang mit Terrorismus Mi­
litärgerichten zugeordnet werden.

Die Aussage des zwanzigjährigen 
Hauptbelastungszeugen Gilic wurde 
mit Spannung erwartet, ging man doch 
davon aus, daß er das unter Zwang ge­
machte Geständnis, nämlich an den 
Bombenanschlag beteiligt gewesen zu 
sein, zurückziehen würde. Der ProzeB 
wäre damit geplatzt. Die Rechtsanwäl­
te wollen das Verfahren nun durchzie­
hen, weil sie hoffen, mehr Erkenntnisse 
über die Tätigkeit des kroatisches 
Staatsschutzes an die Öffentlichkeit zu 
bringen. „Es besteht die Gefahr, daß die 
wahren Verantwortlichen für den An­
schlag und die nachfolgenden Ihlen 
nicht zur Rechenschaft gezogen wer­
den“, so die Vorsitzende der DA Lorge­
rer. Nach ihrer Aufassung dient die gan­
ze Aktion dazu, der Regierungspartei 
HDZ in Dalmatien eine lästige Konkur­
renzorganisation vom Hals zu schafien. 
Die DA erhielt bei den letzten Wählend 
Kroatien um die 20 %, ihr Spitzenergeb­
nis in Split lag bei 28%.— (hav)
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dokumentiert! Fausto Bertinotti, Rifondazione comunista, zum Wahlergebnis
... Gehen wir also davon aus, daß wir 
zur Kenntnis nehmen, daß wir ge­
schlagen worden sind. Gleich danach 
müssen wir jedoch berücksichtigen, 
daß die Linken, die Progressisti, un­
ter dieser so schwierigen Bedingung 
gezeigt haben, daß sie einen großen 
Tbil des Landes repräsentieren: mehr 
als ein Drittel der gesamten Wähler­
schaft. Diese Wirklichkeit ist eine 
enorme Reserve an Talenten und poli­
tischen Leidenschaften, eine außeror­
dentliche Leistungsfähigkeit, eine 
Ressource zur Veränderung. Die Par­
tei ... erhält unter diesen Bedingun­
gen ein ermutigendes Ergebnis: Nach­
dem die Wahlform geändert ist, 
kommt sie immer noch voran, in ge­
genläufiger Tbndenz zu allen anderen 
politischen Kräften im Bereich der 
Progressisti, die natürlich mit der 
Ausnahme des PDS die nötige 
Schwelle für den Einzug ins Parla­
ment nicht erreichen.

... Die Einheit der Progressisti ist 
der Versuch gewesen, den Rechten, 
die sich drohend im Land gezeigt ha­
ben, entgegenzutreten, sie zu stoppen 
und zu schlagen. Ein unerläßlicher, 
aber verspäteter Versuch.

Wir müssen die Gründe der Nieder­
lage der Progressisti und der Kraft 

der Rechten ernst analysieren. Deren 
Sieg ist seit den 80er Jahren lange aus­
gebrütet worden und steht in Verbin­
dung mit innersten Motivationen, die 
die italienische Gesellschaft betroffen 
haben. Es handelt sich nicht um ein 
oberflächliches und vorübergehendes 
Phänomen. Um ihm entgegenzutreten 
und ihm den Boden zu entziehen, erwar­
tet uns eine engagierte, schwierige und 
langdauemde Arbeit.

Die Linken ihrerseits wurden ge­
schlagen, auch weil sie in ihrer Gesamt­
heit nicht geschafft haben, die Diskonti­
nuität klarzumachen, ihren Bruch mit 
den politischen und sozialen Praktiken 
der 80er Jahre; weil sie nicht bis ins letz­
te als eine Kraft der Alternative mit 
klaren sozialen, politischen und pro­
grammatischen Unterscheidungsmerk­
malen deutlich geworden sind und weil 
sie in ihrer Gesamtheit keine einheitli­
che Bewegung gewesen sind (wir fragen 
uns noch jetzt, wie es trotz unserer An­
regungen, aber auch denen von Rete, 
möglich gewesen ist, daß in der ganzen 
Wahlkampagne keine einzige große na­
tionale Massenkundgebung der Pro­
gressisti veranstaltet wurde).

Jetzt ist es an der Rechten, die Regie­
rung des Landes zu übernehmen. Das 
wird hart werden. Die Straßenkämpfe

der Jugendlichen in Frankreich, ihre 
großen Kundgebungen zeigen uns, daß 
die Rechten ihre rechte Politik machen, 
daß der soziale Zusammenhalt ausein­
anderbricht, daß der soziale Konflikt 
ansteigt; aber auch, daß sich ohne die 
Politik die Bewegung nicht einigt, und 
daß ohne das Zusammentreffen von so­
zialem Konflikt und Politik, ohne das 
Zusammentreffen von sozialer Linken 
und den politischen Linken die Rechten 
nicht geschlagen werden und man die 
Alternative nicht vorbereitet. Man muß 
also geltend machen, einfordem und er­
reichen, daß die Progressisti auf dem 
Kampfplatz bleiben, daß im Land eine 
einheitliche politische Kraft antritt, 
eben die der Progressisti. Aber gerade 
um sie verwirklichen und zum Leben 
bringen zu können, um diese Leistungs­
fähigkeit zu entfalten, die bisher ver­
krampft und verkrüppelt war im Man­
gel an Alternativität aus dem Defizit an 
Unterschiedlichkeit und an Radikalität 
der Veränderung, das in der Gesamtheit 
der Progressisti vorgeherrscht hat, ist 
jetzt eine Kurskorrektur in ihrer Poli­
tik nötig. Die Entscheidung für die Op­
position kann diese tiefe und notwendi­
ge Berichtigung der Linie fördern ... 
(Fausto Bertinotti ist Sekretär von 
Rifondazione comunista)

Plakate aus dem Wahlkampf 
der linken Parteien

Italien als großes Unternehmen?
Die Hoffnung des linken Lagers, 

die Wahlerfolge der letzten Bür­
germeisterwahlen auf Landesebe­
ne wiederholen zu können, hat sich 

nicht erfüllt. Das rechte Wahlbündnis 
„Pol der Freiheiten“ aus Forza Italia, 
Lega Nord und faschistischer Alleanza 
nazionale (früher MSI) hat in der Abge­
ordnetenkammer 360 von 630 Sitzen er­
halten und im Senat nur einige weniger 
als die absolute Mehrheit. Das linke 
Bündnis kam auf 213 Sitze (Linksdemo­
kratische Partei 115, Rifondazione 
comunista 40) und das christdemokrati­
sche Lagerum die Volkspartei auf 46.

Das neue Wahlrecht (75% der Sitze 
aus Mehrheitswahl, 25% aus Verhält­
niswahl mit einer 4 %-Hürde) hat den 
rechten Wahlerfolg gewaltig verstärkt: 
Mit ca. 43 % der Stimmen, abgelesen am 
Verhältniswahlergebnis, sind die Rech­
ten auf 58 % der Mandate in der Kam­
mer gekommen. Auf der anderen Seite 
haben die stärksten Betreiber der Mehr­
heitswahl aus Mario Segnis Referen­

Ein Wahlsieg für die drei rechten Strömungen

dumsbewegung und Christdemokraten 
den höchsten Preis dafür bezahlt. 
Nichtsdestotrotz sind die Stimmen für 
die Rechten stark gestiegen. Forza Ita­
lia, vor gerade zwei Monaten von dem 
Mailänder Medien-, Bau-, Handels-, 
Versicherungs- und Werbungsuntemeh- 
mer Berlusconi gegründet, ist mit 21,1 % 
zur stärksten Partei geworden. Die 
faschistische Alleanza nazionale erhielt 
13,4%, die Lega Nord mit ihrer starken 
Stellung im Norden landesweit 8,4%. 
Ihren zusammen knapp 43% stehen 
34,4 % des linken Bündnisses (PDS 
20,4%, Rifondazione 6,0%) und 15,7% 
des Zentrums gegenüber.

Die ersten Wahlanalysen zeigen, daß 
vor allem Anhänger der früheren Regie­
rungsparteien in das Rechtslager ge­
strömt sind: etwa jeder dritte frühere 
Wähler von Craxis Sozialistischer Par­
tei und ca. 40 % der Anhänger der 

Christdemokraten. Besonders unter ju­
gendlichen Wählern sollen die Rechten, 
speziell die Faschisten, überdurch­
schnittlich gut abgeschnitten haben.

Der rechte Wahlerfolg wurde mög­
lich, weil es Berlusconi gelang, drei un- 
terschiedliche. rechte Strömungen zu­
sammenzubinden und damit angesichts 
des Mehrheitswahlrechts überhaupt 
erst Chancen für Wahlkreismehrheiten 
zu eröffnen. Mit einer äußerst aggressi­
ven Wahlkampagne „gegen den Sieg des 
Kommunismus“ hat er an der Kalte- 
Kriegs-Propaganda der früheren 
Christdemokratie angeknüpft. Mit dem 
Versprechen, die Spitzensteuersätze 
auf nicht mehr als 33 % zu senken, hatte 
er im bürgerlichen und Mittelklassenla­
ger Erfolg. Mit der Ankündigung „Eine 
Million neue Arbeitsplätze“ scheint er 
auch bei lohnabhängigen Schichten An­
hang gefunden zu haben, obwohl hinter 
dieser Ankündigung die Entfesselung 
der Marktwirtschaft steht (gesetzliche 
Vorhaben für neue Niedriglöhne, beson­
ders für Jugendliche, Senkung der So­
zialabgaben der Unternehmen u. aj.
. Berlusconis Wahlkampf war darauf 
abgestellt, ihn als den ewig erfolgrei­
chen Unternehmer darzustellen, der zu 
Gold macht, was er anfaßt: ob den Städ­
tebau in Mailand, das riesige Privat- 
femsehnetz oder auch seinen Fußball­
club AC Mailand; der auch den Staat in 
Ordnung bringt, wenn man ihn nur mit 
seinen im rauhen kapitalistischen Ge­
schäftsleben erfolgreichen Methoden 
machen läßt. Und offensichtlich gab es 
eine große Zahl von Menschen, die be­
reit waren, diese Art Ermächtigung mit 
dem Stimmzettel auszusprechen.

Mit den Schlagworten der letzten 
zwei Jahre: „Kampf gegen Korrup­
tion“, „Erneuerung des Landes und sei­
ner leitenden Klasse“ usw. hat das alles 
nichts zu tun. Berlusconi hat eine lange 
Vorgeschichte, die ihn mit den ange­
prangerten Erscheinungen verbindet: 

Er war eine entscheidende Stütze Cra­
xis und damit der früheren Regierun­
gen. Er war in finstere Machenschaften 
verwickelt wie die Geheimloge „Propa­
ganda 2“, die hinter den Kulissen auf al­
le gesellschaftlichen Bereiche Einfluß 
nehmen sollte. Das alles ist bekannt 
und hat dennoch dem Erfolg Berlusco­
nis und der Rechten insgesamt keinen 
Abbruch getan. Das ganze rechte Lager 
steht vielmehr für die Abschaffung der 
Ersten Republik und ihrer Verfassungs­
ordnung, die in Artikel 1 dem Anspruch 
nach Italien als „demokratische, auf die 
Arbeit gegründete Republik“ festlegt. 
Das rechte Lager sieht sich durch das 
Wahlergebnis zur Revision dieser Ver­
fassungsordnung legitimiert.

Viele Erwartungen, auch bei der Op­
position, gingen dahin, daß sich die un­
terschiedlichen rechten Strömungen 
(Lega-Separatismus contra AN/MSI- 
Zentralismus, Forza- und Lega-Markt- 
radikalismus contra AN-Ständevorstel- 
lungen) nicht auf ein Regierungspro­
gramm einigen könnten. Umberto Bos- 
si von der Lega schien diese Hoffnungen 
zu nähren, als er erklärte: „Mit den Fa­
schisten nie“, oder gegenüber einem 
Ministerpräsidenten Berlusconi: „Die 
Regierung kann nicht führen, wer zu 
viele private Interessen zu verteidigen 
hat“. Inzwischen verhandelt auch die 
Lega über Regierungsprogramm und 
Ministerposten. Der Eintritt von Fa­
schisten in die Regierung war gleich 
nach der Wahl ausgemachte Sache.

Stärker als anderswo sind in Italien 
die Leitungen der öffentlichen Unter­
nehmen und Banken, der Behörden und 
Sozialversicherungen, der öffentlichen 
Medien usw. von oben bis unten nach 
Parteienproporz besetzt. Die vielen tau­
send Posten, die Berlusconi hier neu 
verteilen kann, die Macht und gute Ge­
schäfte bedeuten, wirken im rechten 
Lagereinigend.

Quellen: Corriere della Sera, 29. bis
31.3.; Dokument: aus Liberazione vom 
1.4.94— (rok)
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Kriegsdienstverweigerer in Spanien
Wachsender Antimilitarismus verursacht der Armee Nachwuchssorgen. Von Bele Beutlet

Während der Prozentsatz der spa­
nischen Verweigerer 1985 nur 
gut ein Prozent der Rekruten 
ausmachte, schnellten die Zahlen in den 

letzten Jahren rasant in die Höhe: 1991 
verweigerten fast 13 % der Kriegs­
dienstpflichtigen, 1992 bereits knapp 
20%, im vergangenen Jahr 32,6 7o, und 
eine Stagnation oder gar rückläufige 
Entwicklung für das laufende Jahr ist 
nicht zu erwarten.

Diese Situation löst im Verteidi- 
gungsminsterium erhebliche Befürch­
tungen um die „Versorgung“ des spani­
schen Heeres mit Soldaten aus. Verstär­
kend wirkt der Umstand der geburten­
schwachen Jahrgänge, ein Faktor, der 
bereits heute und (nach demographi­
schen Prognosen) besonders deutlich ab 
1997 zu Buche bzw. Lücken in die Rei­
hen des Militärs schlägt.

Das Thema war in den letzten Mona­
ten immer wieder Anlaß zu Debatten 
und den verschiedensten Vorschlägen, 
wie mit dem Kriegsdienst und seinen 
Verweigerern umgegangen werden soll.

Zivildienst als 
echte Alternative

Im Dezember vergangenen Jahres ent­
flammte eine Diskussion über Für und- 
Wider der Einführung eines Zivildien­
stes, der aufhöre, ein Ersatz für den 
Kriegsdienst zu sein und stattdessen zu 
einer wirklichen Wahl zwischen zivilem 
und militärischem Dienst führen wür­
de. Doch dieser Vorschlag wurde nie 
konkretisiert und sehr schnell wieder 
ad acta gelegt, rief er doch Probleme 
hervor, wie die Frage nach der Beteili­
gung der Frauen an einem solchen 
Dienst, der Auswirkung eines solchen 
— dem Militärdienst gleichgestellten — 
Zivildienstes auf den Arbeitsmarkt 
oder — allen praktischen Erwägungen 
voran — das juristische Problem der 
Unvereinbarkeit mit der Verfassung, 
nach der der Militärdienst obligatorisch 
ist. Und: Er versprach keine Lösung für 
das Problem des mangelnden Nach­
wuchses in den Reihen des Militärs.

Berufsheer

Die Umwandlung der spanischen 
Streitkräfte in ein Berufsheer ist schon 
länger im Gespräch. In der Präambel 
des Militärdienstgesetzes von 1991 ist 
die Idee eines gemischten Heeres formu­
liert, das zur Hälfte aus Rekruten und 
zur anderen Hälfte aus Berufssoldaten 
bestände. Doch inzwischen glaubt nie­
mand mehr weder an eine vollständige 
noch eine fünfzigprozentige Professio­
nalisierung der Armee. Der freiwillige 
Nachwuchs fehlt, und die Kosten für ein 
Berufsheer sind hoch. Zur Zeit betragen 
die Militärausgaben (bei einem Profes­
sionalisierungsgrad von 30%) 1,6 % des 
Bruttoinlandprodukts. Um den Stand 
Hollands mit mehr als 50 % Berufssol­
daten oder den Deutschlands (70%) zu 
erreichen, müßten die Ausgaben auf 2 % 
des Bruttoinlandprodukts gehoben 
werden. Das ist auch, was die NATO 
empfiehlt, um nicht ein „wehrloses“ 
Land zu sein, (cuatro Semanas Y Le 
Monde Diplomatique, September 1993)

Verschärfen und bestrafen

In der aktuellen Diskussion zu diesem 
Thema tritt Verteidigungsminister Ju- 

liän Garciä Vargas für eine Verschär­
fung gegen die Kriegsdienstverweige­
rung ein. Er argumentiert dabei mit 
dem in letzter Zeit so beliebten europäi­
schen Vergleich: Die spanische Rege­
lung zur Kriegsdienstverweigerung sei 
die einzige in Europa, die Probleme ver­
ursache, und folglich habe sie einen 
Fehler, den Bestimmungen anderer 
Länder nicht hätten. (El Pais, 2.3.1994) 
So fragwürdig diese Argumentation an 
sich ist, muß darauf hingewiesen wer­
den, daß sie in diesem Fall nicht einmal 
zutreffend ist: Die jüngsten Auseinan­
dersetzungen in der österreichischen 
Regierungskoalition um den Ersatz­
dienst sind ein Gegenbeweis für die an­
gebliche Problemlosigkeit dieses The­
mas in anderen europäischen Ländern 
(siehe dazu Schweizerische Friedenszei­
tung 2/94). Das spanische Verteidi­
gungsministerium erwägt sogar, denje­
nigen die Kriegsdienstverweigerung zu 
erschweren oder abzulehnen, die Fah­
rerflucht begangen haben oder im Be­
sitz von'einem Waffenschein sind, was 
vor allem die in Spanien recht große

Gruppe der Hobbyjäger betrifft. Und 
wer sich jedem Dienst verweigert, dem 
will auch der Staat nicht mehr den 
Dienst erweisen, ihn einzustellen: Statt 
der bisherigen Gefängnisstrafe für To­
talverweigerer will das Justizministe­
rium diesen Jugendlichen die berufli­
che Zukunft einschränken, indem ihnen 
das Recht aberkannt wird, ein Amt im 
öffentlichen Dienst au^zuüben.

Hinter den Kasernenmauern

Die letztes Jahr in Spanien erlassene 
neue Verordnung zum Militärdienst be­
steht ausschließlich darin, die Bedin­
gungen zu erschweren, um sich vom 
Kriegsdienst aus gesundheitlichen 
Gründen befreien oder aus Gründen der 
Ausbildung zurückstellen zu lassen. 
Von der Neuregelung unangetastet 
blieb dagegen der Alltag der Rekruten 
in der Kaserne und ihre Behandlung 
durch die Vorgesetzten. Und das, ob­
wohl der Militärdienst in Spanien be­
kannt ist für die Demütigungen und 
Qualen, denen viele Soldaten durch ihre 
Vorgesetzten ausgesetzt sind. Letztes 
Jahr flohen zwei Soldaten aus der Ka­
serne der Spezialtruppe in Palma' de

Mallorca, um die Mißhandlungen sei­
tens Gefreiter und Veteranen zu denun­
zieren. Die Soldaten wurden mit dem 
entsprechenden Arrest bestraft, die be­
klagten Vorfälle nicht verfolgt. Im Fe­
bruar desertierte nun eine Gruppe von 
18 Soldaten der gleichen Einheit, um 
erneut auf ihre Situation aufmerksam 
zu machen: Nach der Willkür der Vorge­
setzten müssen die Rekruten gelegent­
lich die Waschstraße für Lastwägen pas­
sieren, ohne sich anschließend ihrer 
durchnäßten Kleidung entledigen zu 
dürfen, werden vom Gefreiten mit der 
Faust auf die Brust geschlagen, um ihr 
Aushaltevermögen zu testen, und erfah­
ren eine permanente Minderbehand­
lung gegenüber Ranghöheren bis hin zu 
der Aufschiebung ihrer sanitären Ver­
sorgung bei Verletzungen, da es sich ja 
„nur“ um Rekruten handele.

Quälerei von Rekruten

Nach Daten des Verteidigungsministe­
riums nahmen sich 1991 neunzehn Ju­

gendliche während des Kriegsdienstes 
das Leben, zwanzig starben durch mili­
tärische Unfälle innerhalb der Kaserne. 
Hinzu kommen die auf der Straße ver­
unglückten Jugendlichen auf dem Weg 
zwischen Kaserne und zu Hause und die 
Verletzten der „Wehrübungen“.

Mängel in der Verwaltung

Die Kriegsdienstverweigerung ist in 
Spanien 1984 gesetzlich geregelt, aber 
erst 1988 in die Praxis umgesetzt wor­
den. Sie ist technisch gesehen kein 
Grundrecht, sondern bedeutet eine 
„Ausnahme zur Ausübung einer allge­
meinen Pflicht“ (Urteil 15 /1982 und 160 
und 161 von 1987). Der Kriegsdienst be­
trägt derzeit neun Monate, der zivile Er­
satzdienst dreizehn. Das Verfahren zur 
Verweigerung des Kriegsdienstes ist re­
lativ einfach, und die Anerkennungs­
quote liegt bei 96%. Ein erheblicher 
Mangel besteht jedoch in der Verwal­
tung, die nicht genügend Plätze für den 
Ersatzdienst zur Verfügung stellt, mit 
der Folge, daß Jahre vergehen zwischen 
der Anerkennung eines Kriegsdienst­
verweigerers und der Bereitstellung 
eines Ziv&dienstplatzes. Das bedeutet

^h-

für den Einzelnen ein langes Warten un­
eingeschränkte Lebensplanung uc? 
schadet insgesamt dem Ansehen d* 
Kriegsdienstverweigerung.

Totalverweigerung

1989 gab es die ersten Jugendlichen h 
Spanien, die sowohl den Kriegsdiena 
als auch den Ersatzdienst verweigertes 
Inzwischen ist die Bewegung der Tob’. 
Verweigerer aus keiner Diskussion über 
den Kriegsdienst mehr wegzudenk®, 
Die Zahl der Totalverweigerer variiert 
je nach Quelle. Meistens wird von insg* 
samt 3 500 bis 4 000 Jugendlichen gespro 
chen, die sich bisher zu Ibtalverweige 
rem deklarierten. Das Gesetz sieht fc 
sie eine Gefängnisstrafe vor von minde- 
stens zwei Jahren, vier Monaten um 
einem Tag und maximal sechs Jahren. 
Die Ihtsache, daß eine große Uneinheit 
lichkeit in den Gerichtsurteilen besteh: 
und daß ein Großteil der Ibtalverwe; 
gerer zu Strafen von weniger als einer 
Jahr verurteilt wird (was bedeutet, dal 
sie nicht ins Gefängnis müssen), zeig: 
zum einen den Mangel an einheitlichen 
Kriterien und zum anderen die Sympa­
thie vieler Richter für die Tbtalverwei- 
gerung.

Antimilitarismus versus „in­
ternationale Verantwortung1'

Während auf der einen Seite die natio­
nale Verteidigungsjunta neue Richtli­
nien beschloß, nach denen auch die spa­
nischen Streitkräfte an „humanitäre: 
Missionen und Aktionen zur Sicherung 
des Fiedens“ außerhalb ihrer Landes 
grenzen teilnehmen sollen (Versamm- 
lung der nationalen VerteidigungsjuE 
ta, das höchste Beratungsorgan der Re­
gierung bei diesem Thema, am 20. Febr 
1992) und sich dies auch in den Wahlpro 
grammen mehrerer Parteien wiederfin- 
den läßt (im Wahlprogramm der Regie­
rungspartei, der Sozialistischen Arbei­
terpartei Spaniens PSOE; der Volks 
Partei PP und der baskischen Partei 
PNV), hatte die Entsendung spanische: 
Marineeinheiten in den Golfkrieg so­
wohl diejenigen zahlen- und kräftems- 
ßig bestärkt, die den Kriegsdienst ab-

Sympathie mit Verweigeren

lehnen, als auch diejenigen, die sich 
darüber hinaus gegen den Zivildienst 
als Kriegshilfsdienst hinter der Front 
aussprechen. Es ist nicht nur die Gruppe 
der Verweigerer gewachsen, sondere 
auch die öffentliche Sympathie mit ih­
nen. Als Ausdruck der gesellschaftli­
chen Zustimmung steht bei den Prozes­
sen gegen Total Verweigerer — nach der 
Strategie der spanischen „Bewegung 
für Gewissensverweigerung“ (MOC) - 
nicht allein der Angeklagte vor dem Tri­
bunal, sondern mit ihm mehrere soge­
nannte Selbstbeschuldigte. Die Präser: 
dieser Personen, die angeben, den Ju­
gendlichen zur Verweigerung „angestii 
tet“ zu haben, soll den politisches 
Druck erhöhen. Außerdem gibt es eine 
Reihe von Totalverweigerem, die auf 
Strafnachlaß verzichten und freiwillig 
die im Gesetz vorgesehene Haftstrafe 
absitzen, um damit ihrer Solidarität ge­
genüber den zu Gefängnis Verurteilte 
Ausdruck zu geben und ihrem Kan$ 
gegen Gefangene aus Gewissensgrü* 
den Nachdruck zu verleihen.
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Kurdistan: 60 Prozent Wahlboykott
Rudolf Bürgel über die Kommunalwahlen in der Türkei und in Kurdistan

Nach Angaben der .Tageszeitung 
Özgür Gündem und der Demokra­
tiepartei (DEP) haben mehr als 
60% der kurdischen Bevölkerung die 

Kommunal wählen am 27. März boykot­
tiert. Die zahlreichen internationalen 
Delegationen verhinderten mit ihrer 
Anwesenheit in vielen Städten und Dör­
fern mehrfach, daß es zu den angekün­
digten Übergriffen der türkischen Si­
cherheitskräfte kam.

Große internationale Aufmerksam­
keit erregten die Kommunalwahlen in 
der Türkei, besonders in den kurdi­
schen Provinzen. Durch massive staatli­
che Repressions- und Unterdrückungs­
maßnahmen war die Demokratiepartei 
(DEP) zum Verzicht auf eine Kandida­
tur gezwungen worden. Die Demokra­
tiepartei hatte gehofft, in den Kommu­
nalwahlen über 90% der Stimmen auf 
den Dörfern und über 70 % in den Städ­
ten zu gewinnen. Es wäre ein Referen­
dum für Kurdistan geworden. Aber 
nach den Verhaftungen, Bomben- und 
Mordanschlägen rief die DEP zum 
Wahlboykott auf. Die Befreiungsbewe­
gung PKK rief daraufhin ebenfalls zum 
Boykott auf, verbot die Wahlen, forder­
te die Kandidaten zum Rückzug auf und 
kündigte andernfalls Konsequenzen an.

Die türkische Regierung verstärkte 
vor Newroz und den Wahlen die Militär­
kräfte in Kurdistan auf 500000 Soldaten 
und die der Dorfschützer auf 57 000. Es 
setzt ein unglaublicher Tbrror beson­
ders gegen die kurdische Landbevölke­
rung ein. Dorfbewohner berichteten 
den zu den Wahlen anwesenden interna­
tionalen Beobachterdelegationen, daß 
die türkischen Militärs ihr Dorf abbren­
nen würden, wenn sie nicht wählen ge­
hen. Andere berichteten, daß die Solda­
ten sie mit Militärfahrzeugen, manche 
sogar mit Hubschraubern, zu den Urnen 
bringen sollen.

In der Türkei herrscht gesetzlich 
Wahlpflicht. Nicht zur Wahl gehen zieht 
eine Geldstrafe von 200000 TL nach 
sich. Ein durchschnittliches Beamten­
gehalt macht drei Millionen TL aus. In 
den Armenvierteln, wo die zwei Millio­
nen Flüchtlinge leben, in Städten mit 
über 70% Arbeitslosigkeit wie Diyar- 
bakir ist diese Strafe bei zwei bis vier 
Wahlberechtigten pro Familie nicht 
mehr tragbar.

Die türkische Regierung änderte das 
Wahlgesetz. Nicht mehr in jedem Dorf 

sollte eine Urne stehen. Bewaffnete 
Dorfschützer und Soldaten sollten die 
Urnen bewachen. Diese dürften auch 
bewaffnet zur Wahl gehen. Die Urnen 
sollten nicht mehr an Ort und Stelle aus­
gezählt werden, sondern vom Militär in 
die nächstgrößere Stadt gebracht wer­
den. Somit war neben der Repression 
auch gleich der Weg zur Wahlfälschung 
geöffnet worden.

Nach den Wahlen schweigen sich die 
Medien in der Türkei wie auch in Euro­
pa über die genaue Wahlbeteiligung in 
den kurdischen Provinzen der Türkei 
aus. Die türkische Wahlstatistik sagt ei­
nem nicht, wieviele Wahlberechtigte 
welchen Kandidaten gewählt haben, 
sondern gibt bewußt nur die Siegerpar­
tei an.

Die Tageszeitung Özgür Gündem und 
die Demokratiepartei (DEP) haben sich 
darum bemüht aufzuklären, wie hoch 
die Unterstützung des Wahlboykotts 
war. Hier einige Ergebnisse:

In der Provinz Dersim boykottierten 
knapp 79% der Wahlberechtigten die 
Wahl, in Igdir und Agri 70%, in Diyar- 
bakir 49%, in Simak 38%, in Hakkari 
30 % und selbst in der türkische Indu­
striestadt Gebze in der Marmara-Indu- 
strieregion boykottierten 47 %.

Viele Menschen wurden unter Druck, 
Androhung von Gewalt und Repression 
zur Wahl gezwungen. Eine Delegation 
aus Karlsruhe bekam in Nusaybin an 
der türkisch-syrischen Grenze von dem 
Menschenrechtsverein und der DEP 
Briefe zugesteckt, in denen die Organi­
sationen erklärten, daß sie wegen dem 
Staatsterror zur Wahl gehen werden, 
aber ungültig stimmen werden. Unbe­
stätigten Meldungen zufolge sollen in 
Nusaybin von 17000 Wahlberechtigten 
10000 abgestimmt haben, davon 70% 
ungültig. In Diyarbakir waren nur 42 % 
der abgegebenen Stimmen gültig. Der 
jetzige Bürgermeister der fundamenta­
listischen Wohlfahrtspartei (RP) wurde 
hier nur mit 4 % der Stimmen aller 
Wahlberechtigten gewählt.

Deutlich ist, daß der Anteil der boy­
kottierenden Wählerinnen und Wähler 
auf dem Lande größer ist. In den Städ­
ten konzentrieren sich die türkischen 
Staatsbeamten, Sicherheitskräfte und 
Militärs sowie oft auch Dorfschützer. In 
einer Stadt wie Kars beträgt der Anteil 
der Sicherheitskräfte und Militärs al­
lein 38% von 149000 Wahlberechtigten,
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das sind über 56 600 Personen. In Simak 
oder Cizre war die kurdische Wohnbe­
völkerung zum Großteil vertrieben und 
manche Stadtviertel völlig neu mit 
Dorfschützem besiedelt worden. In Ciz­
re flohen an die 20000 Menschen aus der 
Stadt. So wurde in Simak der Dorf­
schützer M. Besir Thtar, der für die 
ANAP kandidierte, und in Cizre der 
Dorfschützer Kamil Atak (Wohlfahrts­
partei) gewählt.

In den kurdischen Provinzen gingen 
die abgegebenen Stimmen überwiegend 
an die fundamentalistische Wohlfahrts­
partei. Die Mehrzahl ihrer Wähler wa­
ren Dorfschützer, Soldaten, Polizisten, 
Spezialteamkräfte und ihre Angehöri­
gen. Das Kurdistan Informationsbüro 
Deutschland bewertet dies so: „Zum 
einen drückt das Ergebnis die ideolo­
gisch-fundamentalistische Ausrichtung 
der Dorfschützer aus, die vom türki­
schen Staat mit dieser Ideologie gegen 
die »gottlose PKK* als Feindbild einge­
setzt werden. Zum anderen ist es ein­
deutig auch als Protest gegen die harte 
Linie des kemalistischen türkischen 
Staates in der kurdischen Frage zu se­
hen.“

Im Landesdurchschnitt erreichte kei­
ne Partei mehr als 23 % der abgegebenen 
Stimmen’. Das Regierungsbündnis von 
DYP und SHP erreichte knapp 35 % der 
abgegebenen Stimmen. In den 15 größ­
ten Städten (darunter Istanbul und An­
kara) wurden allein sechs Bürgermei­
ster der fundamentalistischen Wohl­
fahrtspartei gewählt. Nachdem mehr 
und mehr ungeöffnete Urnen und auch 
Stimmzettel auf Müllkippen auftau­
chen, haben bis auf die Wohlfahrtspar­
tei und die faschistische MHP alle Par­
teien eine Wahl Wiederholung gefordert.

Der Ausgang der Wahlen in den kurdi­
schen Provinzen wird von der Demo­
kratiepartei als ein deutliches Zeichen 
dafür gewertet, daß ihr Wahlboykott­
aufruf von einemn Großteil der kurdi­
schen Bevölkerung eingehalten wurde. 
Der stellvertretende DEP-Vorsitzende 
Remzi Kartal forderte, daß die Wahl für 
ungültig erklärt werden müsse, da sie 
nicht den Willen des Volkes ausdrückt. 
Das Ergebnis sei Ausdruck dafür, daß, 
die kurdische Bevölkerung hinter der 
Demokratiepartei stehe.
Quellen: Özgür Gündem, 31.3.1994, 
Pressemitteilung des Kurdistan-Infor­
mationsbüros Köln, 29:3.1994

Wahltag in der Region Mardin 
Unsere Delegation, bestehend aus 
13 Teilnehmerinnen (Stuttgart, 
Tübingen, Reutlingen, München), 
ist heute morgen gegen acht Uhr 
zum Dorf Gürpinar, 15 km von Mar­
din Richtung Diyarbakir, aufge­
brochen, um dort die Wahlen zu 
beobachten. Im ganzen Dorf, beson­
ders auch auf den Dächern, war Mi­
litär postiert (ca. 30 Soldaten, vier 
Militär-Jeeps und ein Panzer).

Ein Soldat bestätigte uns, daß 
hier die Wahl für sieben umliegen­
de Dörfer durchgeführt werden 
soll. Die Wahlhelfer, sichtbar ein­
geschüchtert, gaben kaum Informa­
tionen. Der zuständige Komman­
dant forderte uns mehrere Male 
auf, sofort nach Diyarbakir oder 
Mardin zu fahren. Dann fuhren der 
Panzerwagen und ein Militärjeep 
mit Soldaten in Richtung Elmarba- 
lice. Einer der wenigen anwesen­
den Dorfbewohner sagte uns, daß 
das Militär die Leute jetzt mit Ge­
walt zum Wahlort treiben würde. 
Kurze Zeit später kamen aus ge­
nannter Richtung die ersten „Wäh­
lergruppen“.

Bald darauf kamen auch aus der 
Gegenrichtung Gruppen von Dorf­
bewohnern aus dem Ort Erdali. 
Obwohl wir uns vom Wahllokal ab­
seits halten mußten, kamen immer 
wieder einzelne Männer und später 
auch eine Gruppe von Frauen auf 
uns zu. Eine junge Frau, die tür­
kisch sprechen konnte, fragte mit 
Tränen in den Augen: „Warum helft 
Ihr uns nicht? Schreibt alles auf!“ 
Alle sagten übereinstimmend, daß 
sie nur deshalb zur Wahl gegangen 
seien, weil sonst ihre Dörfer nieder­
gebrannt würden. Eine Frau be­
schrieb den Wahlvorgang folgen­
dermaßen: „Sie streichen stinken­
des Zeug auf unsere Finger und der 
Soldat führt unsere Hand.“ .

Das Aufgebot an Militär als Indiz 
für nicht demokratisch durchge­
führte Wahlen wurde von der an­
wesenden Bevölkerung bestätigt. 
Alle Befragten gaben übereinstim­
mend an, daß sie sich in einer le­
bensbedrohlichen Situation befin­
den und selbst wegen der Kontakt­
aufnahme mit uns mit schwerwie­
genden Repressionen zu rechnen 
haben...
(aus: Kurdistan-Rundbrief 7 / 94)

Kurdischer Bauer in Mardin. Vor ihm 
ein Blindgänger. Foto: rub
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Die „Neue Linie“: stramm 
nach rechts In Konstanz wollen Rechte 

ins Kommunalparlament einziehen

N icht nur kommunalpolitisch In­
teressierte dürften in Konstanz 
vor einigen Wochen aufgemerkt 

haben. Will doch ein erst Ende Januar 
frisch aus der Ihufe gehobener Verein 
„Neue Linie Konstanz“ in den nächsten 
Gemeinderat einziehen und damit künf­
tig die kommunalpolitischen Geschicke 
mitbestimmen. Bisher hat in dem 40- 
köpfigen Rat der Stadt am Bodensee 
eine bürgerliche Mehrheit aus CDU, 
FDP und Freien Wählern das Sagen, 
vertreten sind außerdem Sozialdemo­
kraten, Grüne und die Reps. Wohl um zu 
zeigen, wie ernst es den Beteiligten mit 
ihrer „neuen Linie“ ist, erklärten sich 
schon auf der Gründungsversammlung 
auf Anhieb 20 der Anwesenden bereit, 
auf einer Gemeinderatsliste zu kandi­
dieren.

Für Bürgernähe, contra 
„Quatschbude“ Gemeinderat ?

Die Ziele, für die sie eintreten wollen, 
können sich auf den ersten Blick durch­
aus sehen lassen. Gegen „Filz und Äm­
terhäufung“, gegen „Verwaltungsmiß­
brauch“ und für „Bürgemähe“ will 
man in den Wahlkampf ziehen. Starke 
Worte fielen auf der von rund 40 Leuten 
besuchten Gründungsversammlung, 
glaubt man der lokalen Presse. Da wur­
de der Konstanzer Gemeinderat als 
„Quatschbude“ bezeichnet, die Stadt­
räte hingen untereinander und mit der 
Verwaltung in dickem Filz zusammen, 
das Resultat ihrer Arbeit sei schlechte, 
bürgerfeme Politik.

Wem solche Parolen bekannt vorkom­
men, der hat sich nicht getäuscht; Ähn­
lichkeiten zur Hamburger „Statt Par­
tei“ sind nicht zufällig und voll beab­
sichtigt.

Kein Wunder, daß bei den Worten, die 
am häufigsten auf Veranstaltungen der 
„Neuen Linie“ fallende „ParteiVerdros­
senheit“ ganz vom liegt. Zwar wird die 
Eigenständigkeit des Konstanzer Ver­
eins betont, mit einem mittlerweile ge­
gründeten Kreisverband der „Statt 
Partei“ pflegt man jedoch nach eigener 
Aussage „intensive Kontakte“ und 
führt Gespräche mit dem Ziel künftiger 
Zusammenarbeit.

Wer hat sich da zusammengefunden, 

welche Interessen stecken hinter der 
„Neuen-Linie“? Nach den Worten eines 
der beiden Initiatoren, dem Vorsitzen­
den des Geschäftsleute-Verbands 
„Treffpunkt Konstanz“, versteht man 
sich als nicht parteigebundene „liberal­
sozial-konservative bürgerliche Grup­
pierung“, die diese Schlagworte „mit 
Leben füllen wolle“.

Für Wirtschaftsförderung 
und Sozialabbau

Und in der Vereinssatzung heißt es zu 
den Zielen der „Neuen Linie“, man wol­
le „in der Bevölkerung das Interesse an 
kommunal- und landespolitischen Fra­
gen ... intensivieren und die Bereit­
schaft zur Mitarbeit in politischen Gre­
mien r.. fördern.“

Schaut man sich die Namen und 
Funktionen derer an, die sich für den 
neuen Verein stark machen, wird 
schnell klar, daß es sich dabei um einen 
Zusammenschluß von Konstanzer Ge­
schäftsleuten — vor allem aus dem Be­
reich der Gastronomie und Tourismus­
branche — sowie einigen (Sport)ver- 
einsfunktionären handelt, die sich of­
fensichtlich zunehmend in Widerspruch 
zu der vom Konstanzer Bürgerblock 
praktizierten Kommunalpolitik sehen.

Diese lauthals geäußerte Unzufrie­
denheit hat natürlich nicht zuletzt auch 
mit der maroden Finanzlage der Stadt 
zu tun, die dazu führt, daß auch diesen 
Schichten viel Liebgewonnenes zusam­
mengestrichenwird.

Das Anfang März verabschiedete Pro­
gramm der „Neuen Linie“ bestätigt die­
se Einschätzung. Danach will die Liste 
im Gemeinderat eine „wirtschafts­
freundlichere Politik“ als bisher ma­
chen. Großprojekte müßten sich „an der 
Wirtschaftlichkeit orientieren und 
einen hohen Wirtschaftsförderungscha­
rakter aufweisen“, heißt es in dem Pro­
gramm. Gefordert wird außerdem mehr 
Privatisierung, die Vergabe von billi­
gem Bauland vorzugsweise an bauwilli­
ge Kapitalisten und ähnliche Maßnah­
men mehr. Dagegen wird im sozialen 
Bereich unter dem Stichwort „Eigenin­
itiative“ für den Abbau von Leistungen 
bei Kindergärten, Altenheimen und Ju­
gendstätten geworben. Auch der soziale

Wohnungsbau soll nach 
„neuen Finanzierungsmo­
dellen“ betrieben, sprich 
zusammengestrichen wer­
den. Diese programmati­
schen Aussagen, ergänzt 
um das, was die Initiatoren 
— neben dem Treffpunkt- 
Vorsitzenden Schindele 
handelt es sich um den 
Rechtsanwalt und Reise­
unternehmer Pelizaeus — 
am Abend der Vereins­
gründung vom Stapel lie­
ßen, lassen befürchten, daß 
die „Neue Linie“ stramm 
nach rechts führen soll.

Welche Fachurteile ?

Zwar redet man auch von 
„Bürgerentscheiden“ nach 
Schweizer Vorbild, fordert 
gleichzeitig jedoch katego­
risch eine „strengere Folg­
samkeit des Gemeinderats 
gegenüber Fachurteilen“. Von welchen 
Fachurteilen ist da wohl die Rede? Man 
erinnert sich unwillkürlich an die in 
den letzten Jahren gebetsmühlenhaft 
von der Gastronomie- und Tburismus- 
branche geforderte Umgestaltung der 
Innenstadt, damit die Geschäfte besser 
florieren: mehr Parkplätze, mehr Park­
häuser ... IJm diese Forderungen zu 
untermauern, hat man schon viele Fach­
leute auffahren lassen; daß im Gemein­
derat viele solch interessiertem fach­
männischen Rat häufig nicht folgten, 
wurmt natürlich, hat aber mit schlech­
ter Politik oder gar Filz wenig zu tun. 
Nebenbei: „Quatschbude“ ist eine von 
Faschisten gern gebrauchte Bezeich­
nung, mit der für eine vermeintliche 
Überlegenheit des Führerprinzips ge­
genüber parlamentarischen Gremien 
geworben werden soll. Auch andere 
Forderungen der „Neuen Linie“ geben 
Anlaß zur Sorge. So forderte man unter 
anderem eine „Mißbrauchsvermeidung 
bei den Sozialausgaben“ und die „Ab­
schaffung der Gewerbesteuer“ — wäh­
rend den durch die aktuelle Politik 
wahrlich gebeutelten Ärmsten der Ge­
sellschaft der Gürtel noch einige Löcher 
enger geschnallt werden soll, will man

Statt-Partei-Chef Oimpfef: Jmmene»«

Statt-PartebChef Schittke: „Hervorragende Pflanze“

Niedersachsen: 2 ehemalige „Republikaner" sind jetz 
bei örtlichen „STATT-Parteien" gelandet. Bilddokuw 
aus: „ Der Spiegel".

die (wohlhabenden) Eigentümer noc 
stärker entlasten.

Es scheint, daß die „Neue Linie“ niet 
eigentlich eine Kommunalpolitik ai> 
lehnt, die ja tatsächlich arrogant übe 
die Interessen der Mehrzahl der Bevö. 
kerung hinweggeht; die die schröpf, 
die am wenigsten haben, und dene 
gibt, die schon viel zu viel besitzen. Wc 
unsere aufmuckenden Geschäftsleuli 
stört, ist die Ihtsache, daß Gemeinden* 
und Stadtverwaltung nicht ausführe- 
des Organ der eigenen Zunft sind. Auto 
freie Innenstädte — schadet den Ge 
schäften. Wachsende Sozialausgabe: 
für immer mehr Arme — verringern dii 
Mittel für den Ausbau der einkauf: 
freundlichen Innenstadt. Gewerbestev 
erzahlungen für den kommunale: 
Haushalt — schmälert die eigenen Ge 
winne. Insofern verbirgt sich hinter 
dem Schlagwort von der Bürgemäh: 
nichts als der platte Wunsch, die eige 
nen engen sozialen Interessen durchs 
drücken — was kümmern einen da ande 
re, zumal wenn es sich um Leute han­
delt, die man noch nicht mal als Bürge: 
akzeptiert. Denn ein Wahlrecht will di: 
„Neue Linie“ nur „EG-Ausländem“ zu­
gestehen.. — (jüg)

1k

In zahlreichen Orten fanden auch In diesem Jahr wieder die Ostermärsche statt. In Köln 
(Bild) beteiligten sich 400 Leute trotz schlechten Wetters. Auf der Abschlußkundgebung 
wurde die Rüstungspolitik der Bundesregierung scharf kritisiert. Die Teilnehmer gedach­
ten des Todes von Lizzy Schmidt.— ff'

NeuerStreiter 
für Brunner
Hannover. Der Professor Eberhard 
Hamer, Leiter des Mittelstandsinstitu­
tes in Hannover, ist Mitglied des Brun- 
ner’schen „Bund Freier Bürger“ gewor­
den. Das ehemalige CDU-Mitglied hatte 
im März 1991 in einer Thlkshow von 
Nord 3 verkündet: „Was jetzt auf uns 
zukommt, ist nicht nur etwas Gedach­
tes, sondern es stehen Millionen Polen 
auf gepackten Koffern, die wollen her­
kommen, die wollen für immer kom­
men. Der Zusammenbruch der sowjeti­
schen Wirtschaft wird uns auch bis zu 20 
Millionen Leute bringen, die mit Ge­
walt hierherkommen, darunter eine 
Million ethnische Minderheiten ...“ 
und „hier findet unter dem Begriff Asyl 
— das muß man einfach sehen — eine 
kriminelle Subkultur statt“.

Als ein anderer Gast die Ermordung 
der Sinti durch die Nazis ansprach, 
schrie Hamer: „Diese alte Masche wol­
len wir nicht ständig hören.“ Aufsehen 
erregte I^mer auch mit seiner beim 

ch*

„Heißen Stuhl“ vertretenen These: „Je­
der Arbeitnehmer macht regelmäßig 
blau.“ In einer anderen Ihlkshow gab 
Hamer von sich, daß „die Fleißiger 
immer mehr Faule mitschleppen“ müs­
sen — und das sei ein „Virus, den die So­
zialdemokratie hergebracht“ habe. 
aus: Konkret Nr. 7/ 94— (peb)

Privatisierung der 
Politessen abgewehrt
Mannheim. Die Verwaltungsspitze der 
Stadt hat ihren Plan zurückgezogen, 
das Geschäft der städtischen Politesser 
auf die (städtische) Parkhaus GmbH zu 
übertragen und somit zu privatisieren 
Der städtische Vollzugsdienst erbring 
der Stadt ca. 700 TDM Jahresüberschuß- 
die Parkhausgesellschaft arbeitet defi­
zitär. DKP und Grüne traten entschie­
den gegen diese Privatisierung auf 
Stadtrat Ebert (DKP) verwies auf die 
dann eintretende Schlechterstellung 
der betroffenen Frauen Sowie auf die 
Gefahr, daß die Parkhaus GmbH versu­
chen werde, durch entsprechend aggre?
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Der „frische Wind“ 
war „fauler Muff“
Hamburg. Unter der Parole, „frischen 
Wind“ in den Betriebsrat zu bringen, mit 
dem Vorstand in „Dialog statt Konfronta­
tion“ zu treten, war es einer Liste „Unab­
hängiger“ gelungen, bei den Betriebsrats­
wahlen im März 4 von 9 Sitzen zu erobern.

Die IG Metall hat ebenfalls vier Plätze. 
Die DAG aber ist mit einem Sitz das 
Zünglein an der Waage. Die konstituie­
rende Sitzung, in der nach Gesetz zu­
mindest Vorsitz und stellvertretender 
BR-Vorsitz zu wählen sind, scheiterte 
und mußte vertagt werden. Es war ab­
sehbar, daß eine Konstituierung unter 
diesen Machtverhältnissen schwierig 
werden würde. Um aber dennoch eine 
Grundlage für die anstehenden Perso­
nalentscheidungen zu bekommen, hat­
ten die IG-Metall-Vertreter für diese 
Sitzung ein Papier unter dem Titel 
„Vorhaben und Zielsetzungen, die der 
neue BR fortführen und anpacken 
muß,“ verfaßt. Dieser Diskussion ent­
zogen sich die neuen BR-Mitglieder, ge­
stützt auf die DAG-Kollegin, rigoros: 
„Wir wollen erst mal wählen, dann wer­
den wir schon sehen, was wir machen 
...“ — und: „Wir wollen den Macht­
wechsel!“ Mit dieser Haltung waren sie 
nicht gewillt zu beantworten, ob es z. B. 
wahr ist, daß eine der neuen Kollegin­
nen als Controllerin unmittelbar beim 
Wegrationalisieren von Arbeitsplätzen 
mit gewirkt hat. Oder wie sich das BR- 
Mitglied, das Vorgesetzter von Kunden- 
dienst-Tbchnikem ist, sein Amt künftig 
in der persönlichen Betreuung der ihm 
zugeordneten Kollegen vorstellt. Und: 
Wie es überhaupt vernünftig sein soll, 
daß total unerfahrene und in allen Fra­
gen der Betriebsratsarbeit ahnungslose 
Menschen gleich alle wichtigen Funk­
tionen und Ämter besetzen wollen — als 
ob Kenntnisse im Arbeitsrecht und Er­
fahrung in der Betriebsratsarbeit nur 
Ballast wären.

So scheint es dem Arbeitgeber erst­
mal gelungen zu sein, den Betriebsrat zu 
spalten. In Verbindung mit der von der 
DAG voll durch Rechtsberatung unter­
stützten Kollegin — offensichtlich mit 
dem Ziel, demnächst einen DAG-Be- 
triebsratsvorsitzenden bei Junghein- 
rich zu werben — praktiziert es diese 
Gruppe, den „Dialog“ über die Sachfra­
gen der Interessenvertretung- total zu 
verweigern, umgekehrt' aber massiv 
Konfrontation in den Betriebsrat hin­

einzutragen. Der Vertrauenskörper der 
IG Metall schreibt dazu: „Wir fürchten, 
daß hier eine Gruppe das Wahlergebnis 
nutzen will, entweder für persönliche 
Interessen oder um der Firma den Ge­
fallen zu tun, die Betriebsratsarbeit zu 
zerschlagen.“— (hei)

NPD-LANDESPARTEITAG NRW

„Vertuschen“ als 
politische Strategie?
Wäre es nach der Stadtverwaltung gegan­
gen, so hätte die Öffentlichkeit gar nicht er­
fahren, daß die NPD am 20*3.1994 in Essen 
ihren Landesparteitag abhalten konnte.

Nur durch einen Zufall wurde diese Ab­
sicht durchkreuzt, allerdings erst am 
gleichen Thg und zu spät für Gegenak­
tionen. Immerhin: Fast zwei Wochen 
lang fand in der Neuen Ruhr Zeitung 
eine lebhafte Auseinandersetzung statt. 
Einzelpersonen und Organisationen 
wie DGB, SJD-Die Falken, Jusos und 
Die Grünen haben dagegen protestiert, 
daß der Parteitag in städtischen Räu­
men stattfand.

Was war geschehen? Vor .mehreren 
Wochen vermietete der Pächter für den
20.3. Räume im Schloß Borbeck, er 
glaubte an einen Verein. Etwa zwei Wo­
chen vor dem Tbrmin wurde ihm klar, 
daß es tatsächlich um einen NPD-Lan- 
desparteitag ging. Er informierte das 
zuständige Liegenschaftsamt und frag­
te nach, ob er die Räume dafür über­
haupt zur Verfügung stellen dürfe. Das 
Liegenschaftsamt hielt die Vermietung 
jedoch für unbedenklich. Dadurch hat 
die Essener Stadtverwaltung dem Lan­
desverband der NPD Gelegenheit gege­
ben, klammheimlich Hetzkampagnen 
und Provokationen für die anstehenden 
Wahlen zu planen und eine Landesliste 
für die Bundestagswahlen aufzustellen. 
Dieses Vorgehen widerspricht zwei 
Ratsbeschlüssen von 1987, in denen die 
Verwaltung aufgefordert wurde, „alle 
rechtlichen Möglichkeiten auszuschöp­
fen“, um Veranstaltungen faschisti­
scher Gruppierungen zu verhindern. 
Trotzdem hat nicht nur der zuständige 
Ordnungsdezement Görgens (CDU) die 
Entscheidung der Verwaltung vertei­
digt. Zunächst beschwerte sich Ober­
bürgermeisterin Jäger (SPD) telefo­
nisch bei der Neuen Ruhr Zeitung, weil 
dieses Blatt über den mißlungenen Ver­
such, den NPD-Parteitag geräuschlos 
laufen zu lassen, kritisch berichtete. Sie 
brauchte drei Thge, um dann doch ihr 

Bedauern darüber zu äußern, daß der 
Parteitag in Essen stattfinden konnte. 
In einem Schreiben an das Antifaschi­
stische Forum erklärte Frau Jäger in­
zwischen, daß auch sie der Aufassung 
ist, daß die Ratsbeschlüsse von 1987 
weiter Gültigkeit haben.

Um solche Aussagen zu bekräftigen, 
hat das Antifaschistische Forum einen 
Bürgerantrag verfaßt. Die Verwaltung 
wird aufgefordert, die Verträge mit den 
Pächtern städtischer Liegenschaften in 
Hinblick auf mögliche antifaschisti­
sche, antirassistische Klauseln zu über­
prüfen. Zur Zeit werden Unterschriften 
unter den Antrag gesammelt. — (wof)

MÖNCHEN

12.6.: Wiederholung 
der Stadtratswahl

In München muß die Stadtratswahl am 12. 
Juni, also zeitgleich mit den Europawahlen, 
wegen einer Anfechtungsklage der „Jun­
gen Liste“ wiederholt werden.

Das Rathausbündnis von SPD und Grü­
nen, das für eine solidarische Stadtge­
meinschaft eintritt, wird besonders at­
tackiert von der Gauweiler-CSU. Gau­
weiler ist immer noch Chef in München, 
und das läßt wieder einen CSU-Wahl- 
kampf befürchten, der auf Hetze, Aus­
grenzung und Spaltung setzt. Bei den 
letzten Kommunalwahlen erhielt die 
CSU 30,1%. Dies reichte nicht, das rot­
grüne Bündnis von SPD und Grünen zu 
verhindern', die 42,0 plus 9,5 % erhielten. 
Eine knappe Mehrheit von 51,5 % mach­
te alle Spekulationen auf ein noch stär­

keres kommunalpolitisches Zusam­
menwirken zwischen CSU und den Re­
publikanern glücklicherweise überflüs­
sig. Letztere haben 1990 7,3 Prozent der 
Stimmen eingefangen.

Die FDP, die mit 5,3% 1990 knapp in 
den Stadtrat eingezogen ist, bekommt 
mit der jetzt kandidierenden STATT- 
Partei Konkurrenz, die aber auch alle 
anderen Parteien Stimmen kosten 
wird. Beim CSU-Ableger mit dem et­
was verlogenen Namen „Junge Liste“ 
sammeln sich jetzt verdächtig viele 
„Gauweiler-Gegner“. Diese CSU-Thm- 
liste soll ermöglichen, daß karrieregei­
ler Parteinachwuchs schneller den 
Sprung in den Stadtrat schafft, was ei­
gentlich nicht sehr demokratisch ist. 
Diese Partei-Schöpfungen aus dem 
rechten Lager werden natürlich dafür 
gebraucht, das rot-grüne Bündnis er­
folgreich anzugreifen. Was werden die 
Themen sein, über die die Polarisierung 
in der Stadt erfolgen soll? Die Gauwei­
ler-CSU in München neigt bekanntlich 
zum Rechtsextremismus und will sich 
von den Republikanern nicht rechts 
überholen lassen. Die Republikaner 
brauchen also nur bestimmte Themen 
placieren, und schon bestimmen sie die 
rechte Oppositionspolitik. Nach einer 
Meldung in der Süddeutschen vom 
26. /27. März wollen die REP 10 Prozent 
der Stimmen anpeilen. Als Schwer­
punkte künftiger Rathauspolitik kün­
digen sie den Abbau der städtischen 
Verschuldung an. Der Stadthaushalt 
solle durch Privatisierung der Abfall­
wirtschaft, des Schlacht- und Viehhofs, 
der Großmarkthalle und des Fremden­
verkehrsamts entlastet werden. Nach 
Ansicht der Republikaner sollen über­
flüssige Institutionen wie das Referat 
für Arbeit und Wirtschaft, das Flücht­
lingsamt, die Frauengleichstellungs­
stelle und der Ombudsmann für Auslän­
der aufgelöst und damit 15 Millionen 
Mark eingespart werden. Dies sind aber 
gerade Erfolge rot-grüner Politik mit 
deutlichen Konturen der linken, grün­
alternativen Stadtratsfraktion.

Alternative Beschäftigungsprojekte, 
die kommunal gefördert werden und ei­
ne Schranke setzen gegen die Verelen­
dung, die der kapitalistisch dominierte 
Arbeitsmarkt erzeugt, sollen wieder 
verschwinden. Jede kleine Maßnahme, 
mit der der nichtdeutschen Bevölke­
rungsgruppe das Leben etwas erleich­
tert wird, wird zum Luxus erklärt, den 
man sich in schwierigen Zeiten nicht lei­
sten sollte. Der Angriff auf über 20 Pro­
zent der Einwohner Münchens wird 
damit im Widerspruch zur gültigen 
Kommunalverfassung als Programm 
erklärt.— (dil) .

sive „Geschäftspolitik“ aus der Ver­
lustzone herauszukommen, um mögli­
cherweise ein weiteres unsinniges 
Parkhaus zu errichten.

Der Gesamtpersonalrat der Stadt 
sprach sich ebenfalls gegen die Privati­
sierung aus; die Politessen machten 
eine breite Unterschriftenaktion. 
Selbst aus Teilen der CDU, die den zu­
ständigen Dezernenten stellt, wurden 
Bedenken gegen die Privatisierung ho­
heitlicher Funktionen geäußert. 
- (tht)

Strafbefehl gegen „Konkret“ 
GSG 9 „beleidigt“
Hamburg. Auf Antrag der Staatsschutz­
einheit GSG 9 hat das Amtsgericht 
Hamburg jetzt einen Strafbefehl über 
3000 Mark wegen „Beleidigung“ gegen 
den verantwortlichen Redakteur der 
Zeitschrift Konkret erlassen. Laut der 
Begründung des Gerichts werde damit 
die Veröffentlichung des Artikels „Ein 
Staat sieht rot“ von Oliver Tolmein in 
der Ausgabe 8/93 geahndet, der sich mit 

der Staatsschutzaktion in Bad Kleinen 
beschäftigt hatte. Als beleidigend er­
kannte das Gericht die folgenden darin 
enthaltenen Sätze: „Dabei spricht mitt­
lerweile immer mehr dafür, daß es sich 
bei den Todesschüssen in Bad Kleinen 
keineswegs um eine Tat im Affekt oder 
um das Durchdrehen eines einzelnen 
Beamten gehandelt hat, sondern um 
eine von der Einsatzleitung mindestens 
billigend in Kauf genommene, wenn 
nicht sogar gewünschte Ermordung 
eines linken Staatsfeindes ... Die Ver­
nehmung (der GSG9-Beamten) ist Zei­
tungsberichten zufolge unter Bedingun­
gen durchgeführt worden, die die GSG 9 
als eine Art Todesschwadron erschei­
nen lassen ... Weitere Details, zum Bei­
spiel das Verschwinden von angeblich 
vorhandenen Blutflecken an dem Ort, 
an dem der GSG9-Beamte angeblich er­
schossen worden sein soll, und dessen 
auffällig schnelle Beerdigung vervoll­
ständigen den Eindruck einer systema­
tischen Irreführung der Öffentlichkeit 
über einen bewußt durchgeführten 
Mord.“ (aus: Neues Deutschland, 28.3.)

( O

Mit Streik
Tarifflucht abgewehrt
Mönchen. Durch einen elftägigen Streik 
innerhalb der letzten sechs Wochen ge­
lang es der Belegschaft der R. Olden- 
bourg Datensysteme in München, die 
Tarif flucht. des Unternehmens vom 
Druck- zum Metalltarif zu verhindern. 
Die 270 Beschäftigten in München stel­
len Wertpapiere, Telefon- und Scheck­
karten her. Die Unternehmensleitung 
hatte den Thrifwechsel damit begrün­
det, daß wertmäßig der Chip an einer 
Tblefonkarte „das Wertvollste“ sei. Tat­
sächlich aber sind die Beschäftigten 
überwiegend mit Drucktätigkeiten und 
Weiterverarbeitung des Druckproduk­
tesbefaßt.

In einer vorausgegangenen Urabstim­
mung hatten sich 99 % der äußerst gut 
gewerkschaftlich organisierten Beleg­
schaft für Streikmaßnahmen ausge­
sprochen. In der Folge legten sie durch 
ihre Arbeitskampfmaßnahmen die we­
sentlichen Produktionsbereiche kom­

plett lahm. Die Geschlossenheit im 
Streik rührte sicherlich auch daher, daß 
bei einem Wechsel zum Metalltarif der 
Verlust jährlicher Thrifansprüche zwi<- 
schen viertausend und neuntausend DM 
drohte.

In der dritten Verhandlungsrunde er­
klärte die Geschäftsleitung schließlich 
lapidar, sie werde mit Wirkung vom 
nächsten Thg wieder Mitglied des Ver­
bandes bayerischer Druckindustrie 
sein. — (stc)

Ein Teil der hier lebenden 
Ausländer können wählen
Frankfurt. In Deutschland lebende Bürger 
der Europäischen Union sind erstmals 
berechtigt, zur Europawahl hier ihre 
Stimme abzugeben, und zwar für deut­
sche Parteien.

„Natürlich“ können sie dann ihre 
Stimme nicht noch Parteien in ihrem 
Herkunftsland geben. Bis zum 7. Mai 
müssen sie jedoch beim kommunalen 
Wahlamt einen Antrag auf „politische 
Mündigkeit“ stellen. — (udi) 
o
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Regierungskrise in Brandenburg
PDS / LL für rasche Neuwahlen / Sondersitzung des Landtags am 13. April 
CDU, Liberale und Grüne sind gespalten

Die Krise der Ampelkoalition in 
Brandenburg ist in den letzten 
Wochen noch tiefer geworden. Der 
Vertreter des „Bündnis“ im Stolpe-Un­

tersuchungsausschuß, Fraktionschef 
Nooke, bezeichnete den Ministerpräsi­
denten öffentlich als „Lügner“. Der 
Aufforderung der SPD, diese Beschul­
digung zurückzunehmen, kam er nicht 
nach. Die SPD erklärte daraufhin die 
Zusammenarbeit mit der Fraktion des 
„Bündnisses“ für beendet. Einen Thg 
vor dieser Entscheidung hatten zwei 
Minister des „Bündnis“ in der Landes­
regierung mitgeteilt, daß sie sich an Be­
schlüsse der Fraktion „Bündnis“ nicht 
mehr gebunden fühlen und auch nach 
dem Bruch der Koalition weiter in der 

■Landesregierung verbleiben würden. 
Einer dieser Minister ist parteilos, der 
andere gehört zur Partei „Bündnis 90/ 
Die Grünen“.

Daraufhin beantragten auf einer au­
ßerordentlichen Sitzung des Landtags 
am 7. April alle Abgeordneten der 
PDS/LL sowie ein Tbil der CDU-Abge­
ordneten vorgezogene Neuwahlen.

Ob es dazu kommt, ist derzeit noch 
völlig offen. Die CDU ist gespalten. Ein

Neuwahlen sind noch 
keineswegs sicher

Ibil fürchtet ein extrem schlechtes Ab­
schneiden der Partei bei vorgezogenen 
Neuwahlen (im Gespräch ist der Termin 
der Europawahlen im Juni). Aus dem­
selben Grund soll die Parteizentrale in 
Bonn auf frühe Neuwahlen drängen: 
CÖU-Generalsekretär Hintze wolle 
vermeiden, daß ein schlechtes Branden­
burger Ergebnis kurz vor den Bundes­
tagswahlen (der reguläre Ibrrnin der 
Brandenburger Landtagswahlen wäre 
der 11. September) auf die Bundestags­
wahlen durchschlägt, heißt es. Die FDP 
fürchtet, unter 5 % zu fallen, und ist des­
halb gegen vorgezogene Neuwahlen. 
Auch die Grünen liegen derzeit bei 
Hochrechnungen unter 5% — u.a.«be­
dingt durch den starken Einfluß beden­

kenloser Antikommunisten wie Kon­
rad Weiß, die Nooke (der sich der West- 
Ost-Fusion von Grünen und Bündnis 90 
nicht angeschlossen hatte und nun die 
„Bürgerbewegung Bündnis“ anführt) 
auch bei seinen Angriffen gegen Stolpe 
unterstützen. Zudem ist die Partei seit 
der Fusion von Ost- und West-Grünen 
gespalten, das „Bündnis“ um Nooke ist 
nach rechts weit offen und scheut auch 

vor einer Zusammenarbeit mit der ÖDP 
nicht zurück. Alle Regierungsparteien 
und die CDU fürchten, daß die PDS bei 
Neuwahlen zweitstärkste Partei, im 
Landtag würde.

Ob es also wirklich zu den nun propa­
gierten Neuwahlen kommen wird, wird 
sich erst noch zeigen. Am 13. April ist 
die Sondersitzung des Landtags, die 
über diese Neuwahlen entscheiden 

muß. Wir dokumentieren im folgend^ 
(aus Platzgründen leicht gekürzt)^ 
Beschluß des PDS-Landesvorstan^ 
vom 23. März, in dem dieser seinefc» 
Scheidung für Neuwahlen begründ« 
- (rül)

PDS: Halbheiten bringenkeim 
Lösung — Neuwahlen jetzt

Der halbherzige Bruch der Ampelkoaj;. 
tion und die erzielte Scheinlösung^ 
ein Ausdruck der seit langem anhalten­
den Unfähigkeit des Ministerpräside: 
ten und seiner Regierung, klare Eni- 
Scheidungen zu treffen. Im Land gibt« 
nach wie vor kein Landesentwicklung. 
Programm, Grundsatzentscheidung^ 
zur Energie- und Verkehrspolitik feh­
len ebenso wie Konzepte für die Wir. 
Schafts- und Arbeitsmarktpolitik 
Durch die Politik der „schönen Reden1 
haben sich die Probleme angestaut. De: 
Anspruch der Regierungserklärung vo: 
1990 fiel diesem Vorgehen zum Opfer 
Die Reaktion der Landesregierung auf 
den Bruch der Koalition ist ein deutli­
cher Beleg für die Doppelzüngigkeit de: 
Regierung. Das Belassen der Vertreter 
der neuen Oppositionsfraktion in du 
Regierung und die bisher abgegebene 
Erklärungen der neuen Koalition las­
sen keine grundsätzlichen Änderung^ 
in der bisherigen Politik erkennen. Die 
sauberste Losung dieses Konflikts ist 
aus unserer Sicht die vorzeitige Neu­
wahl des Parlaments ..,

2. Als besonders schwerwiegend emp­
finden wir die Tatsache, daß nach wie 
vor ein Bildungsminister im Kabinett 
arbeitet, der dem Ministerpräsidenter 
seine Loyalität erklärt und dieselbe 
Loyalität den ihm unterstehenden Leh­
rern nicht entgegenbringt, indem ei 
Lehrer entläßt, ohne ihnen die Chance 
zur Überprüfung der Vorwürfe zu ge­
ben. Wir fordern ihn auf, ein Zeichen des 
politischen Anstandes zu setzen und 
sein Amt zur Verfügung zu stellen... 
Quelle: Presseerklärung der PDS von 
23. März 1994

Erschienen im März 1994. 84 Seiten A-4, 
Preis: 10 DM. Zu bestellen bei der Bundes­
geschäftsstelle der PDS, z. Hd. Frau Sam- 
land, Kleine Alexanderstr. 28, 10178 Berlin. 
Bel Einzelbestellungen bitte Verrech­
nungsscheck beilegen, bei Sammelbestel­
lungen ab 10 Exemplaren 10 °/b Rabatt.

Q

I vorgestellt| „Kalter Krieg auf deutschem Boden“
Von Klaus Eichner

Die gegenwärtige Geschichtsdebat­
te oder „Aufarbeitung“ ist einsei­
tig auf die Rolle der DDR und da­
bei wiederum auf die Tätigkeit des MfS 

der DDR fixiert, als ob die DDR isoliert 
im luftleeren Raum existiert hätte. Na­
türlich liegt dieses Herangehen im In­
teresse politischer Kräfte — von rechts­
konservativ bis zu den sogen. Bürgerbe­
wegten —, da nur so überhaupt die The­
se vom „Unrechtssystem“ DDR vertre­
ten werden kann. Die notwendige Be­
wertung der Zusammenhänge und ge­
genseitigen Einwirkungen der beiden 
deutschen Staaten und ihres Reagierens 
im Kontext ihrer internationalen Bünd­
nispflichten soll bewußt ausgespart 
werden — da hier die Frage nach der 
Verantwortung oder Schuld für Ereig­
nisse und Handlungen auch an die ande­
re Seite gestellt werden könnte.

Nachdem Anfang 1993 eine Publika­
tion „Zwei Staaten, zwei Paktsysteme 
und ihre Grenze“ die spezifischen Pro­
bleme des Grenzregimes zwischen den 
beiden Paktsystemen beleuchtet hatte, 

wendet sich die Dokumentation „Kal­
ter Krieg auf deutschem Boden“ nun 
den übergreifenden Bedingungen des 
kalten Krieges in Deutschland zu. Die 
Autoren sind Historiker, Militärwis­
senschaftler, ehemals aktive Militäran­
gehörige bzw. Mitarbeiter des MfS, Ju­
risten und Publizisten der DDR.

Sie liefern Fakten und Argumente, 
z.B. von einer Darstellung des Funk­
tionsmechanismus des kalten Krieges, 
über eine knappe Analyse der militär­
politischen Situation in Europa und die 
daraus abgeleiteten Bedrohungswahr- 
nehmungen der DDR zu speziellen Aus­
sagen über die Rolle der Nationalen 
Volksarmee und ihrer Grenztruppen 
sowie der Volksmarine und Greuzbriga- 
de Küste bis zu den Aktivitäten der Ge­
heimdienste im kalten Krieg in 
Deutschland. Interessante Aspekte der 
Beziehungen Sowjetunion-DDR wer­
den in einem Beitrag zum Verhältnis 
der sowjetischen Militärdoktrin zur Mi­
litärdoktrin der DDR dargestellt.

Die Thes^iyom „Unrechtsstaat DDR“, 

’ch*

Formen und Ausmaß der politischen 
Strafjustiz gegen Funktionsträger der 
DDR und eine kritische Wertung des 
Rechtssystems der BRD sind in einen 
weiteren Artikel beleuchtet. Abschlie­
ßend werden in einem Beitrag „Und 
mm?“ Überlegungen angeboten, was 
heute und in Zukunft getan werden 
muß.

Keiner der Autoren spart die kriti­
sche Sicht auf Elemente der Militär-und 
Sicherheitsdoktrin des realsozialisti­
schen Systems insgesamt und auf spezi­
fische Entwicklungen in der DDR aus. 
Die Publikation bereichert durch den 
Abdruck einiger Dokumente, die so­
wohl für den zeitgeschichtlich Interes 
sierten bedeutsam sind als auch für je­
nen, der Rat und Hilfe bei der Bewer­
tung eigener Handlungen sucht. In einer 
solchen Breite dürfte diese neue Bro­
schüre auch ihre interessierten Leser 
finden.
Klaus Eichner ist Erster Sprecher des 
„Insiderkomitees zur Aufarbeitung der 
Geschichte des MfS“
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Gesundheitspolitik in Berlin
Charite bald nur noch dem Namen nach ?

Dreimal hat der Berliner Senat in 
den letzten Jahren beschlossen, es 
bei drei Universitätskliniken zu 
belassen. Schon allein dies zeigt, daß 

diese Entscheidung aus dem Hause des 
Wissenschaftssenators Erhardt nicht 
unumstritten ist.

Der Streit um die Universitätsklini­
ken ist — wie gegenwärtig fast alles — 
ein Streit um die Finanzierung. Die Ber­
liner Krankenkassen haben für die 
nächsten Jahre ein Defizit von 500 Mil­
lionen Mark vorhergesagt und mit mas­
siven Beitragserhöhungen gedroht. Die 
Schuld wird einer angeblichen Über­
versorgung Berlins mit Krankenhaus­
betten gegeben. Gegenwärtig hat Berlin 
rund 38 000 Krankenhausbetten (knapp 
die Hälfte ist davon noch in städtischer, 
die andere in gemeinnütziger Träger­
schaft). Laut Krankenhausplan sollen 
bis 1997 8000 Betten abgebaut werden 
(darunter 4000 Betten im Bereich der 
Geriatrie, 1500 Betten im Bereich der 
Psychiatrie) bei gleichzeitigem Ausbau 
dezentraler (bezirklicher) kleiner, teils 
ambulanter Einrichtungen, für die es 
aber noch nicht mal Planungen gibt.

Den Krankenkassen ist das nicht ge­
nug. Sie fordern stattdessen den zusätz­
lichen Abbau von 2000 bis 3000 Betten 
der Maximalversorgung. Unter Aus­
schluß der zuständigen Senatsverwal­
tungen (Gesundheit und Soziales bzw. 
Wissenschaft und Forschung) findet ein 
Spitzengespräch zwischen Kranken­
kassen, Regierendem Bürgermeister 
und „Finanzkabinett“ statt. Man einigt 
sich auf 2000 — und schon beginnt wie­
der die Diskussion um die Anzahl der 
Universitätskliniken.

Mehrere Vorschläge sind in der öf­
fentlichen Debatte, von einer gemeinsa­
men „Medical School“ bei Beibehaltung 
aller drei Standorte bis zur Schließung 
zweier Universitätskliniken. Auch hier 
setzen sich die Krankenkassen fast voll­
ständig durch. Ihr Vorschlag, aus dem 
Universitätsklinikum Rudolf-Virchow 
(RVK) und der Charite ein gemeinsames 
Großklinikum mit 2000 Betten zu ma­
chen, wird am 6./7.3. in Senatsklausur 
beschlossen. Einziger Unterschied: Die 
Krankenkassen wollten dem RVK 1150, 
der Charite 850 Betten zubilligen,’ der 
Senatsbeschluß sieht 1150 zu 1200 Bet­
ten vor. Gegenwärtig haben alle drei 
Kliniken jeweils 1350 Betten.

„Charite ist der Gewinner“, „Charitd 
übernimmt die Weddinger Universi­
tätsklinik“ — titulieren die Zeitungen 
bereits im Februar die Übereinkunft 
des Senats mit den Krankenkassen. 
Formal gesehen ist dies richtig. Das 

„Großklinikum“ heißt Charite. Zu­
nächst bleiben beide Kliniken jedoch ei­
genständige Fachbereiche, die durch 
gemeinsame Kommissionen eine ar­
beitsteilige Vernetzung in der Kranken­
versorgung sowie Lehre und Forschung 
finden sollen.

Den Diskussionen kann das Rudolf- 
Virchow gelassen entgegensehen: Wäh­
rend die Charite (unbestritten) in sanie­
rungsbedürftigen Häusern arbeitet, 
verfügt das RVK nicht nur nach eigenen 
Einschätzungen über die modernsten 
Gebäude in Deutschland (z.B. werden 
das Lehr- und Forschungshaus in die­
sem Jahr, weitere Klinikgebäude im 
nächsten Jahr bezugsfertig). Darüber 
hinaus ist auf dem RVK-Gelände das 
Deutsche Herzzentrum ansäßig, das 
nach Senatsbeschluß allein zur Durch­
führung von Herztransplantationen be­
rechtigt ist (die Charite hat sich hieran 
nicht gehalten und eigene Herztrans­
plantationen durchgeführt, was bei 
einer Zusammenlegung dann sicher 
nicht mehr gehen würde). Auch in bezug 
auf Drittmitteleinwerbung liegt das 
RVK unangefochten an der Spitze.

So spricht denn auch die Präsidentin 
der Humboldt-Universität, zu der die 
Charite gehört, von einer „Mogelpak- 
kung“. Sie kritisiert, daß das RVK be­
reits jetzt Neuberufene der Charite er­
muntere, doch an das RVK zu kommen, 
weil es dort höhere Nebeneinkünfte gä­
be. Die Beschäftigten befürchten weite­
re Entlassungen. Sie fordern, daß die 
Vernetzung nicht zu Lasten von For­
schung und Lehre an der Charite gehen 
darf. Sie wollen an den Beratungen 
über das „Fusionsgesetz“ beteiligt wer­
den.

Die Befürchtungen der Beschäftigten 
sind nicht unberechtigt. Senator Er­
hardt, dem die Charite vor einiger Zeit 
noch „sakrosankt“ war, ist laut Presse­
mitteilung vom 8.3. „höchst befriedigt 
über das gefundene Ergebnis: »Die 
Struktur der Hochschulmedizin ist nun 
langfristig geklärt*.“ — Bereits im 
Nachtragshaushalt des Senats werden 
der Charite mehr als 8 Millionen Mark 
zusätzlich gekürzt, beim RVK und Kli­
nikum Steglitz fallen diese demgegen­
über mit rund 1,9 und 1,3 Millionen 
Mark relativ bescheiden aus.

Quellen: Der Thgesspiegel, Berliner 
Zeitung, Neues Deutschland von De­
zember 1993 bis Ende März 1994; Presse­
mitteilungen der ÖTV vom 31. l.t 1.2. 
und der Senatsverwaltüng für Wissen­
schaft und Forschung vom 8.3.94 
— (har)

Kurz berichtet

Bisky: Objektives Verfahren 
nicht mehr gewährleistet
Potsdam. Am 24.3. hat Lothar Bisky sei­
nen Rücktritt als Vorsitzender des Stol­
pe-Untersuchungsausschusses be­
kanntgegeben. Er begründet dies wie 
folgt: „... Inzwischen ist hinsichtlich 
der Tätigkeit des Untersuchungsaus­
schusses eine unerträgliche Situation 
eingetreten. Stückweise werden dem 
Untersuchungsausschuß Dokumente 
zur Verfügung gestellt, die regelmäßig 
vorher durch »Spiegel', ,Spiegel TV‘, 
andere Medien oder anonyme Personen 
der Öffentlichkeit präsentiert werden. 
Das sogenannte Stasi-Unterlagengesetz 
wird dabei oftmals umgangen. Die At­
mosphäre wird täglich hysterischer. 
Nicht die Mitglieder des Untersu­
chungsausschusses, sondern ein Teil der 
Medien bestimmen nunmehr den Gang 
der Verhandlungen vor dem Untersu­
chungsausschuß ... Schritt für Schritt 
verändert sich auch das Verhalten eines 
größer werdenden Tbils der Mitglieder 
im Untersuchungsausschuß, die ja laut 
Gesetz, das dieser Landtag beschloß, 
sich jeglicher öffentlicher Beweiswür­
digung enthalten müssen. Für einige 
dieser Mitglieder tritt die Erfüllung 
parteipolitischer Zielstellungen im 
Wahlkampf in dem gleichen Maße in 
den Vordergrund, wie der vom Landtag 
erteilte Untersuchungsauftrag in den 
Hintergrund tritt. Unter diesen Um­
ständen kann ich als Vorsitzender des 
Untersuchungsausschusses kein objek­
tives, faires und rechtsstaatliches Ver­
fahren mehr gewährleisten. Wie ich als 
Vorsitzender im Untersuchungsaus­
schuß mich künftig auch immer verhal­
ten werde, ich habe keine Chance mehr 
auf eine faire Beurteilung und Bewer­
tung meiner Tätigkeit ... Des weiteren 
habe ich immer gesagt, ich beteilige 
mich nicht an einer Instrumentalisie­
rung des Ausschusses in Wahlkampfzei­
ten. Dies droht nun. Aus diesem Grunde 
sehe ich mich außerstande, den Vorsitz 
im Untersuchungsausschuß länger als 
bis Ende April zu führen ... Die Regie­
rungskoalition ist offensichtlich außer­
stande, die in ihren Reihen eingetretene 
Krise zu bewältigen. Auch der Landtag 
scheint nicht in der Lage zu sein, einen 
Ausweg aus dieser Situation zu finden. 
Wenn dem so ist, dann gibt es nur eine 
Möglichkeit, den eigentlichen Souve­
rän, d.h. die Bürgerinnen und Bürger 
Brandenburgs, entscheiden zu lassen 
...“ Presseinformation der PDS-Land­
tagsfraktion, 24.3.94 — (har)

Wahlziel der Berliner PDS: 
200000 Stimmen
Berlin. Auf dem Landesparteitag am 
25./26.3. stellten die Delegierten die 
Landesliste zu den Bundestagswahlen 
auf. Bei einem Wiedereinzug der PDS in 
den Bundestag gelten die ersten 3 bis 4 
Listenplätze als aussichtsreich. Bereits 
im Vorfeld des Landesparteitages wur­
de Konsens darüber hergestellt, daß in 
allen Berliner Wahlbezirken Direkt­
kandidaturen stattfinden.

• Ohne Gegenkandidaturen wurden auf 
die ersten 3 Plätze Christa Luft (Wirt- . 
Schaftsministerin in der Modrow-Regie­
rung), Manfred Müller (HBV-Landes- 
vorsitzender) und Petra Pau (Berliner 
PDS-Vorsitzende) gewählt. Auf den 
Plätzen 4 bis 10 gab es dann jeweils 2 
und mehr Bewerbungen. Den 4. Platz 
erreichte Hanns-Peter Hartmann 
(ehern. BELFA-BR-Vorsitzender), es 
folgen Roswitha Steinbrecher, Judith 
Dellheim (beide im PDS-Landesvor- 
stand). Stefan Heym und Gregor Gysi 
sind bereits als Direktkandidaten in 
Ostberliner Wahlbezirken aufgestellt.

Gysi will darüber hinaus auf der Lan­
desliste Nordrhein-Westfalen kandidie­
ren.

Verabschiedet wurde eine „Politische 
Erklärung der Berliner PDS zu den Eu­
ropa- und Bundestagswahlen“. Bereits 
im Januar wurden für den Berliner 
Wahlkampf im Finanzplan eine halbe 
Million Mark beschlossen, je zur Hälfte 
für Aktivitäten in den Bezirken und 
zentral. Als Wahlziel hat sich die PDS 
200000 Stimmen gesetzt. Neben dem 
Wahlkampf 94 nahmen die Delegierten 
Stellung zum Fußball-Länderspiel am
20.4. (s.u.), zur Verfolgung der Kurden 
und zum Brandanschlag auf die Lü­
becker Synagoge. — (har)

PDS ruft zur 9. April-Demo auf ‘
Berlin. „Bereits das Vorfeld des in Berlin 
für den 20. April geplanten Fußball- 
Länderspiels BRD-England ist kon­
fliktgeladen. Die Ursachen hierfür lie­
gen nicht beim Fußball. Sie sind zu su­
chen in der zunehmenden Rechtsent­
wicklung in der Bundesrepublik, ver­
bunden mit dem traurigen Fakt, daß 
Fußballplätze häufig auch als Ort für«, 
faschistoides und faschistisches Verhal­
ten mißbraucht werden. Am 20. April, 
dem von den Nazis als ,Führergeburts­
tag' nicht erst einmal instrumentali­
sierten Datum, ein Fußball-Länder­
spiel anzusetzen, ist eine politische In­
stinktlosigkeit. Sie zeugt davon, daß 
die hierfür Verantwortlichen die Reali­
täten dieses Landes bewußt ignorieren 
und sich so an die Seite jener Kräfte in 
der BRD stellen, die einen Schlußstrich 
unter die Auseinandersetzung mit der 
faschistischen deutschen Vergangen­
heit ziehen wollen ... Antifaschistin­
nen, Ausländerinnen, Behinderte und 
Anders denkende — alle, die sich den 
Nazis in den Weg stellen werden — sind 
gefährdet. Widerstand gegen diesen er­
neuten Versuch der Entsorgung deut­
scher Geschichte und der Schaffung von 
Möglichkeiten für die Selbstdarstel­
lung neofaschistischer Kräfte ist not- 
wendig. Dies betrifft auch unsere Ab­
lehnung der im Deutschen Historischen 
Museum geplanten Ausstellung .Hoff­
mann und Hitler'. (1) Wer eine Entschei­
dung aufrecht erhält, deren gefährliche 
Konsequenzen absehbar sind, macht 
sich schuldig. Für mögliche chauvinisti­
sche Ekzesse und gewalttätige Ausein­
andersetzungen liegt die politische Ver­
antwortung allein beim Senat von Ber­
lin. Wir warnen den Senat vor den un­
übersehbaren Folgen seines Entschlus­
ses und fordern ihn daher auf, nicht län­
ger Vabanque zu spielen und seine Ent­
scheidung zu korrigieren. Die PDS Ber­
lin wird ihren antifaschistischen, anti­
rassistischen und gegen jeglichen Anti­
semitismus gerichteten Kampf fortset­
zen. Sie beteiligt sich ... am Bündnis.“ 
(1) Lt. 'Ihgesspiegel vom 30.3. inzwi­
schenabgesagt. — (har)

Kürzung der MfS-Renten 
verfassungswidrig
Kassel. Das Bundessozialgericht (BSG) 
hält die Kürzung der Sonderrenten für 
ehemalige Mitarbeiter des MfS auf ge­
nerell 802 Mark für verfassungswidrig. 
Damit habe der Gesetzgeber in eigen­
tumsrechtlich geschützte Ansprüche 
aus dem Einigungsvertrag eingegriffeii. 
Da dies eine grundsätzliche Angelegen­
heit ist, hat das BSG das Bundesverfas­
sungsgericht angerufen. Bis zu dessen 
Entscheidung ist die Klage eines MfS- 
Mitarbeiters ausgesetzt, der nach 30 
Jahren eine Invalidenrente von 2 PO 
DM bezog, die ab Juli 1990 aufgrund 
eines Volkskammerbeschlusses auf 990 
DM, ein Jahr später aufgrund eines 
Bundestagsbeschlusses auf 802 DM ge­
kürzt wurde. Ein Teilerfolg und Hoff­
nung für 13000 Betroffene, die auf So- 
zialhilfeniveau gedrückt sind. — (har) 
o
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„Gediente in fremden Streitkräften“
Hans Fricke über die Diskriminierung ehemaliger Soldaten der „Nationalen Volksarmee“

Zu Beginn des Jahres 1993 vollzog 
sich, von der Öffentlichkeit weit­
gehend unbemerkt, ein in der deut­
schen Geschichte einmaliger Vorgang, 

an den gerade jetzt zu Beginn des Super­
wahljahres 1994 erinnert werden sollte. 
Bemüht sich doch die Regierungskoali­
tion vehement, den Wählern ihre folgen­
schweren Fehlleistungen und Versäum­
nisse im Einigungsprozeß vergessen zu 
machen. Daß sie dabei in immer stärke­
rem Maße auch auf die Vergeßlichkeit 
und die Wählergunst der rund 330000 
von Ausgrenzung und Renten-Straf- 
recht betroffenen ehemaligen „staats-^ 
nahen“ DDR-Bürger, unter ihnen viele 
ehemalige Angehörige der Nationalen 
Volksarmee der DDR, spekuliert, ist 
längst kein Geheimnis mehr.

Was geschah damals? In einem Be­
richt vom 9. Februar 1993 brachte das 
Bundesministerium der Verteidigung 
dem Verteidigungsausschuß des Deut­
schen Bundestages, Unterausschuß 
„Streitkräftefragen in den neuen Bun­
desländern“, seine Entscheidung zur 
Kenntnis, daß Soldaten der ehemaligen 
Nationalen Volksarmee, die vor dem 
Beitritt der Deutschen Demokratischen 
Republik zur Bundesrepublik Deutsch­
land ausgeschieden sind, als „Gediente 
in fremden Streitkräften“ gelten und es 
ihnen verboten wird, ihren Dienstgrad 
mit dem Zusatz „d.R.“ bzw. „a.D.“ zu 
führen. Man muß sich das einmal vor 
Augen führen:
— Ehemaligen Angehörigen einer deut­
schen Armee wird es ausdrücklich un­
tersagt, ihren Dienstgrad mit dem Zu­
satz „a. D.“ zu führen, während es für je­
ne Deutschen, die wirklich in fremden 
Armeen dienten — z.B. in der französi­
schen Fremdenlegion — ein gleicharti­
ges1 Verbot nicht gibt.
— Selbst im Genfer Abkommen über 
die Behandlung von Kriegsgefangenen 
vom 12. August 1949 heißt es in Artikel 
87: „Im übrigen darf der Gewahrsams­
staat keinen Kriegsgefangenen seines 
Dienstgrades entheben oder am Tragen 
seiner Dienstgradabzeichen hindern.“ 
Also werden nach dem Willen des Bun­
desministeriums der Verteidigung ehe­
malige NVA-Angehörige schlechter als 
Kriegsgefangene behandelt.
— Demgegenüber wurde im gleichen 
Ministerium zu keiner Zeit die Ansicht 
vertreten, jene Soldaten als „Gediente 
in fremden Streitkräften“ einzuordnen, 
die in den Streitkräften Hitlerdeutsch- 
lands während des von ihm entfesselten 
und gegen die Völker Europas gerichte­
ten Annexions- und Vernichtungskrie­
ges gedient haben. Ihnen wurden per 
Gesetz ihre früher erworbenen Rechte 
zuerkannt. Das betrifft ihre renten­
rechtlichen Ansprüche ebenso wie das 
Recht, ihre Dienstgrade mit dem Zusatz 
„a.D.“ zu führen. Den in die Bundes­
wehr übernommenen Offizieren wurde 
darüber hinaus gestattet, an ihren Uni­
formen die vom NS-Staat verliehenen 
Auszeichnungen zu tragen.

Offizielle Kreise der alten Bundesre- 
püolik haben die Nationale Volksarmee 
der DDR immer als eine deutsche Ar­
mee betrachtet. Die Idee von den „frem­
den Streitkräften“ kam erst nach dem 
Anschluß der DDR an die Bundesrepu­
blik. So beurteilt der „Sieger“ den 
»sV&rlierer“.

Niemand, der politisch ernst genom­
men werden will, wird bestreiten, daß 
die Bürger der Deutschen Demokrati­
schen Republik die deutsche Staatsbür­
gerschaft besaßen. Vor diesem Hinter­
bund ist es besonders empörend, wenn 
ausgerechnet nach der Wiedervereini­

gung die Vokabel „fremd“ benutzt und 
damit der Eindruck vermittelt wird, als 
habe es sich bei der NVA um ausländi­
sche Streitkräfte oder um „fremde Hee­
re Ost“ gehandelt.

Ein Blick auf andere Länder

Nach dem Sturz der Franco-Diktatur in 
Spanien 1975 wurde dort ein Denkmal 
für die Opfer des Bürgerkrieges (1936- 
1939) errichtet. Geehrt wurden dort 
sowohl die Toten der Franco-Truppen, 
in deren Nachfolge die heutige spa­
nische Armee steht, als auch die Vertei­
diger der spanischen Republik. Zeugt 
allein dies schon von einer zukunfts­
orientierten Herangehensweise zur Fe­
stigung des inneren Friedens in der 
Rückschau auf einen blutigen Krieg, 
der die Gesellschaft in Spanien über 
Jahrzehnte tief gespalten hat, so nicht 
minder die Tatsache, daß es sich König 

. Juan Carlos nicht nehmen ließ, den Ge­
fallenen beider Seiten und damit auch 
den Gegnern der franquistischen Armee 
seine Reverenz zu erweisen.

Ein Blick in die weiter zurückliegen­
de Zeit, in des Schlußphase des ameri­
kanischen Bürgerkrieges (1861-1965). 
Als der Krieg schon entschieden war, 
trafen die Nordstaatengenerale Grant 
und Sherman am 28. März 1865 mit Prä­
sident Lincoln zusammen: Sherman 
fragte den Präsidenten, ob er alles für 
das Ende des Krieges vorbereitet hätte. 
Was sollte mit den Streitkräften der 
Rebellen geschehen, wenn sie besiegt 
wären? Was sollte mit den politischen 
Führern geschehen, wie Jeff Davis und 
so weiter? Sollten wir sie entkommen 
lassen? Er sagte, er habe alles wohl er­
wogen ; alles, was er von uns verlange, 
sei nur, die gegnerischen Armeen zu be­
siegen und zu sehen, daß die Soldaten 
der Konföderierten wieder heim zu ih­
rer Arbeit auf den Feldern und in ihren 
Werkstätten kämen. Und weiter: Er 
versicherte mir, daß er einen fertigen 
Plan habe, sobald der Krieg vorbei sei, 
und er ermächtigte mich ausdrücklich, 
Gouverneur Vance und den Bewohnern 
von North Carolina zu sagen, daß, so­
bald die Streitkräfte der Rebellen die 
Waffen niederlegten und ihre zivilen 
Berufe wieder aufnähmen, sie sofort al­
le ihre Rechte als Bürger eines gemein-- 
samen Landes ... garantiert bekämen 
... Es schien sein ernster Wunsch zu 
sein ..., daß alle Soldaten von beiden 
Seiten wieder nach Hause gingen. In der 
letzten Kabinettssitzung unter Lincoln 
am 14. April 1865 fügte der Präsident 
hinzu: „Wir müssen unsere Rachsucht 
auslöschen, wenn wir Harmonie und 
Einheit der Union erwarten“. (Jürgen 
Kuczynski, Abraham Lincoln, Berlin 
1985, S. 164f.)

In Deutschland hat es keinen mörderi­
schen Bürgerkrieg gegeben, nur einen 
Kalten Krieg, in den beide deutschen 
Armeen gezogen sind.

Nachdem durch den Zerfall des sozia­
listischen Lagers dem einen deutschen 
Staat der „Sieg“ über den anderen deut­
schen Staat quasi in den Schoß gefallen 
ist, trachtet der überlegene Staat unge­
achtet aller Lehren aus der Geschichte 
danach, die Bürger des unterlegenen 
Staates in jeder nur denkbaren Weise zu 
demütigen.

Der NVA und ihren Angehörigen 
wirft er vor, einem „Unrechtsstaat“ ge­
dient zu haben, einer „Parteiarmee“, 
sowie offensiv ausgerichtet gewesen zu 
sein. Ihnen wird vorgeworfen, ein 
Feindbild gehabt und zum Haß erzogen 

worden zu sein. Sie gelten als Angehö­
rige einer „besiegten“ Armee mit allen 
sich daraus ergebenden Konsequenzen. 
Und dennoch: Trotz aller Vorwürfe und 
diskriminierenden Behandlung wollen 
sich die ehemaligen Berufssoldaten ein­
bringen in das vereinte Deutschland, 
wollen sie beitragen zur Herstellung 
der inneren Einheit des Volkes, zur 
Überwindung alter und neuer Gräben.

Wie die Bundesrepublik Deutschland 
und die Deutsche Demokratische Repu­
blik sind auch ihre Streitkräfte in der 
Zeit des Kalten Krieges entstanden. 
Beide haben in dieser Zeit als Verbün­
dete ihrer jeweiligen Schutzmacht kei­
ne unwesentliche Rolle gespielt, und 
beider Soldaten sahen ihre Aufgabe 
darin, zur Sicherung des Friedens beizu­
tragen. Die militärische Führung der 
NVA stellte sich in Übereinstimmung 
mit dem Einigungsvertrag das Ziel, die 
Nationale Volksarmee organisiert, dis­
zipliniert und friedlich in die Einheit 
einzubringen. Darüber, was mit der 
NVA und ihren Angehörigen danach ge­
schehen sollte, daß die Bonner Hardt­
höhe längst ein Konzept für die Auflö­
sung der NVA hatte, wurde sie wohl­
weislich im Unklaren gelassen.

„Uns bleibt“, so erklärte der ehemali­
ge Verteidigungsminister in der Regie­
rung Modrow, Admiral Theodor Hoff­
mann, „die traurige Feststellung, daß 
demnach die Politiker den Angehörigen 
der NVA im Vorfeld der Herstellung der 
Einheit Deutschlands nicht die Wahr­
heit sagten. Dabei wurden sie von Mili­
tärs der Bundeswehr unterstützt. Das 
spricht nicht für die Auflöser der NVA.“ 
Und Professor Egon Bahr erinnert sich 
rückblickend an die Monate seiner Tä­
tigkeit als Berater des Ministers für Ab­
rüstung und Verteidigung Eppelmann: 
„Wenn zu jener Zeit der Ausdruck 
.fremde Streitkräfte1 mit den sich dar­
aus ergebenden Folgerungen aufge­
taucht wäre, so hätte niemand für die 
ordnungsgemäße Übergabe der NVA an 
die Bundeswehr garantieren können.“

Es ist in diesem Zusammenhang auf­
schlußreich, sich auch an folgende Er­
klärungen zu erinnern:

1. Herr Eppelmann am 18. April 1990 
zur Amtsübernahme als Minister für 
Abrüstung und Verteidigung:

„Ich habe mich in diesem Hause da­
von unterrichten lassen, daß Sie sich 
aufopfernd und mutig an die Seite des 
Volkes gestellt haben. Sie haben damit 
zu einem friedlichen Verlauf der Revo­
lution beigetragen. Sie und viele ihrer 
demokratisch gesonnenen Mitarbeiter 
aus dem Offizierskorps haben mit die­
ser Haltung ein Blutbad wie in China 
oder Rumänien verhindert.“

2. Bundesminister der Verteidigung 
Volker Rühe am 2. Oktober 1992 in Leip­
zig zum Thema: Zwei Jahre Bundes­
wehr in den neuen Bundesländern:

„Die militärische und zivile Organi­
sation der Bundeswehr in den fünf neu­
en Ländern steht. Der Truppen- und 
Verwaltungsaufbau ist so gut wie abge­
schlossen. Dieser Erfolg wäre nicht 
möglich gewesen, wenn sich die aus dem 
Westen kommenden Soldaten und zivi­
len Mitarbeiter nicht bis an die Grenze 
ihrer Belastungsfähigkeit eingesetzt 
hätten. Dieser Erfolg wäre aber auch 
nicht möglich gewesen ohne die bei­
spielhafte loyale und zuverlässige Mit­
arbeit des ehemaligen NVA-Personals, 
auch derjenigen, die inzwischen ausge­
schiedensind.“

3. Nochmals der Bundesminister der 
Verteidigung am 6. Mai 1993 in „Infor­
mation fürgfe Truppe“:

„Die Bundeswehr hat es geschafft.^ 
ist die Armee der Einheit. Sie hat Me* 
sehen zusammengeführt, die Gegce 
waren und im Ernstfall womöglich auf. 
einander geschossen hätten. Heute sind 
sie Kameraden. Der ehemalige Kontra, 
hent ist Mitbürger geworden. Gemein, 
sam wurde entdeckt: Wir sind alle Den», 
sehe!“ Nach vielen lobenden Wort^ 
folgte der Satz: „Ich danken allen, die 
daran beteiligt sind — den Soldaten und 
den zivilen Mitarbeitern, aber auch al] 
jenen Angehörigen der ehemaligen 
NVA, die sich bis zu ihrem Ausscheiden 
aus der Bundeswehr in schwieriger 
Übergangszeit loyal für Deutschland 
engagiert haben.“

Aufschlußreich auch Aussagen des 
Ministers für Abrüstung und Verteidi­
gung der letzten DDR-Regierung, Hern 
Eppelmann, in seinem Buch „Wendewe­
ge“ : „Es hat (im Prozeß der Wende - 
H.F.) keinen Toten gegeben, keinen Ein­
satz von Soldaten.“ Nach-einiger Zeit 
des persönlichen Kennenlemens der 
Generale und Offiziere der NVA stellt 
er fest: „Ich befinde mich z. Zt. in einem 
Prozeß des Lernens. Ich stelle fest, in 
diesem Offizierskorps ... scheint es je­
de Menge Pazifisten zu geben. Sie sa­
gen : Ich verstehe mich als Abrüstungs­
offizier.“ Und abschließend noch der 
Satz: „Ich hoffe, ich kann Verständnis 
dafür erzeugen, daß unsere DDR-Ge­
schichte und DDR-Wirklichkeit sehr 
viel differenzierter war und ist, als 
manche Westdeutschen, uns mehr oder 
weniger von außen betrachtend, mei­
nen.“

Und jetzt? *

Was mag der heute arbeitslose, ausge­
grenzte, pauschal verurteilte, um seine 
Rente betrogene, mit dem Verbot des 
Nennens seines ehemaligen Dienstgra­
des belegte, mit für null und nichtiger­
klärten Bildungsabschlüssen, evtl, in 
Erwartung einer Strafe zu Hause vor 
sich hin brütende ehemalige Offizier 
der ehemaligen NVA der ehemaligen 
DDR, der an einer ehemaligen Militär­
akademie in der ehemaligen Sowjet­
union in ehemals Leningrad studiert 
hat und nun als „Gedienter in fremden 
Heeren“ eingestuft wird, ob solcher vie­
len lobenden Worte wohl denken?

Um etwaigen Mißverständnissen vor­
zubeugen : Die Berufssoldaten der Na­
tionalen Volksarmee erheben nicht den 
Anspruch, als Offizier „d.R.“ bzw. 
„a. D.“ der Bundeswehr bezeichnet zu 
werden. Sie waren Offiziere der Natio­
nalen Volksarmee der Deutschen Demo­
kratischen Republik. Ihren Dienstgrad 
haben sie sich durch Qualifikation und 
Leistung sowie im Dienst um die Be­
wahrung des Friedens erworben. Er 
kann ihnen durch keine andere Macht 
aberkannt werden.

(Unter Verwendung von Protokollen 
der öffentlichen Anhörung „Gediente in 
fremden Streitkräften“ der Arbeits­
gruppe Militärpolitik der Alternativen 
Enquetekommission „Deutsche Zeitge­
schichte“ und des Brandenburger Ver­
eins für politische Bildung „Rosa Lu­
xemburg“ e.V. am 12. Juni 1993. Heraus­
gegeben vom Brandenburger Verein für 
politische Bildung „Rosa Luxemburg" 
e.V, Gregor-Mendel-Straße 3, 14469 
Potsdam, Juli 1993. Aus Platzgrunden 
gekürzt. Von Hans Fricke erschien in» 
GNN-Verlag das Buch: „Davor, Dabei. 
Danach. Ein ehemaliger Kommandeur 
der Grenztruppen der DDR berichtet'1.)
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Links: Der damalige US-Präsident Reagan 1984 an der Grenze zwischen Süd- und Nord-Korea. Rechts: US-„Patriot“-Raketenstation In Süd-Korea.

Nord-Korea: Der „Atomkonflikt“ ist von den
USA hochgespielt Interview mit Günter Unterbeck, 1972 bis 1989 

1. Sekretär der DDR-Botschaft in Nordkorea

Der Konflikt um die nordkoreani­
schen Atomanlagen bestimmte in 
den vergangenen Wochen die 
Pressemeldungen. Nach den neuesten 

Nachrichten droht der US-Verteidi- 
gungsminister Perry Nordkorea mit 
Krieg, wenn es nicht so spurt, wie die 
USA wollen. Die heftige Reaktion der 
US-Regierung ist zum Tfeil darauf zu­
rückzuführen, daß es vor allem China 
gelungen ist, sowohl im UN-Sicher- 
heitsrat eine scharfe Resolution der 
USA gegen Nordkorea zu kippen, wie 
auch eine deeskalierenden Einfluß auf 
Südkorea auszuüben. Rundherum also 
eine Schlappe für die US-imperialisti- 
sche Asienpolitik.

Worüber man in den Jtetzten Wochen 
überhaupt nichts erfuhr, war die Moti­
vation der nordkoreanischen Regie­
rung. Wir wollen diesem Defizit abhel­
fen. Zu diesem Zweck haben wir ein In­
terview geführt mit dem ehemaligen 1. 
Sekretär der Botschaft der DDR in 
Nordkorea, Günther Unterbeck. Er war 
mit Unterbrechungen seit 1972 bis 1989 
im Lande tätig und ist ausführlich mit 
der Situation vertraut. Heute be­
schreibt er seine Erfahrung in Büchern 
und Zeitungsartikeln oder fährt, wie 
jetzt auch wieder, zu Vortragsreisen 
z. B. nach Südkorea. — (hav)

□ Vor drei Wochen spitzte sich die Aus­
einandersetzung um die Kontrolle der 
nordkoreanischen Atomanlagen zu. 
Krieg lag in der Luft. Die USA versuch­
ten mit allen Mitteln, die Regierung 
Nordkoreas in die Knie zu zwingen. 
Jetzt nach dem Besuch des südkoreani­
schen Ministerpäsidenten in China ent­
schärft sich die Situation wieder. Was 
sind die Hintergründe für diese Entwick­
lung? ,

Zunächst muß man wissen, daß bereits 
Präsident Reagan Präsident Gorbat­
schow bei zwei Spitzengesprächen Sa­
tellitenfotos von nordkoreanischen 
Atomanlagen gezeigt hat und gebeten 
hat, auf Nordkorea Einfluß zu nehmen, 
keine atomare Rüstung zu betreiben. 
Das ist vielleicht der Langzeit-Hinter­
grund weit in die 80er Jahre zurück. Es 
gibt also durchaus eine echte Besorgnis.

Andererseits ist das Problem vor dem 
Hintergrund von nordkoreanischen 

Schritten in Sachen Atomfragen doch 
etwas schwerer zu verstehen. Ich will 
hier nur mal etwas auflisten: Nordko­
rea hat bereits 1973 gemeinsam mit der 
sozialistischen Partei Japans ein Pro­
jekt zu einer atomwaffenfreien Zone 
auf der Halbinsel entwickelt, trat 1985 
dem Atomwaffensperrvertrag bei, un­
terzeichnete 1991 ein Zusatzabkommen, 
das .übliche im Atomwaffensperrver­
trag über Inspektionen und im Januar 
1992 ein Abkommen mit Südkorea über 
den beiderseitigen Verzicht auf die Her­
stellung, Stationierung und den Einsatz 
von Atomwaffen auf der koreanischen 
Halbinsel.

Vor dem Hintergrund machen die 
Schritte Nordkoreas keinen Sinn, wenn 
sie gleichzeitig atomar rüsten würden 
und simultan Vereinbarungen über 
Kontrollen unterschrieben.

, □ Wissen sie, wie die Kontrolle der Atom­
anlagen konkret ablief? Wurde von 
nordkoreanischer Seite tatsächlich eine 
umfassende Inspektion verhindert?

Ich gehe davon aus, daß man nicht alles 
gezeigt hat. Ich gehe weiter davon aus, 
daß die Nordkoreaner mit dem Zugang 
zu den Atomanlagen überhaupt über ih­
ren Schatten gesprungen sind, das ent­
sprach nicht dem bisherigen, was sie 
angeboten hatten, und daß sie mit im­
mer weitergehenden Forderungen ein­
fach überfordert wurden. Sie hatten of­
fensichtlich erwartet, daß es eine gewis­
se Honorierung für die teilweisen Öff­
nung gibt. Das ist nicht erfolgt.

Gleichzeitig muß man hier die Sicher­
heitslage Nordkoreas betrachten. Nord­
korea hat versycht, seine äußere Sicher­
heitslage durch entsprechende Abkom­
men zu verbessern. Diese Lage hat sich 
in den 80er Jahren bis jetzt dramatisch 
verschlechtert duch die internationale 
waffentechnische Entwicklung, der 
Nordkorea nicht folgen konnte aus 
Gründen seines Industriepotentials, so 
daß ich davon ausgehe, daß die nordko­
reanischen Streitkräfte strukturell 
nichtangriffsfähig sind und daß man 
zweitens versucht hat, so etwas wie eine 
Zweitschlagskapazität als Abschrek- 
kung zu etablieren. Ich erinnere hier an 
diese Mittelstreckenraketen Nodon I 
und Nodon II, die auch in der Presse 

erwähnt wurden, mit denen sie in der 
Lage sind, bei einem Angriff auf Nord­
korea eine gewisse Abschreckung aus­
zuüben. Insgesamt glaube ich, daß die­
ser gesamte atomare Komplex aber 
hochgespielt ist. Es ist hier nicht auszu­
schließen, daß die Nordkoreaner durch 
eine vielleicht auch nur vorgetäuschte 
Aktivität in der Richtung sich als Ver­
handlungspartner ins Gespräch bringen 
wollten mit den USA.

Ihre Zielstellung ist eine Klärung der 
Sicherheitslage auf der Halbinsel durch 
direkte Verhandlungen mit den USA.

Wenn sie das versucht haben, dann 
haben sie zu hoch gepokert in Sachen 
Atomfragen.

Die USA andererseits haben aus mei­
ner Sicht heraus innenpolitische Pro­
bleme, die die USA zur Zeit bewegen, 
auf die koreanische Halbinsel übertra­
gen.

□ Wie sehen diese Probleme aus?

Ich gehe davon aus, daß der von Präsi­
dent Clinton angekündigte Wechsel in 
der Politik eine Erhöhung der Konkur­
renzfähigkeit der zivilen Industrien 
und die notwendigen strukturellen Er­
neuerungen in den USA in den Mittel­
punkt stellt. Ich erinnere daran, daß die 
USA, Clinton, erstmalig den Militär­
haushalt verringert haben um 1%. Ich 
gehe davon aus, daß eine sowjetische 
militärische Präsenz in der Region ins­
gesamt sehr stark zurückgegangen ist, 
daß dies eine Ausdünnung der Militär­
präsenz der USA ohne eine Verringe­
rung ihrer Sicherheitsinteressen und 
ihrer Präsenz insgesamt in dieser Re­
gion möglich machen würde, was natür­
lich der Industrie zugute käme.

Es geht sicherlich nicht nur um den 
militärisch-industriellen Komplex, 
sondern um konservative Kräfte insge­
samt. In dem Zusammenhang ist natür­
lich die Autorität des Präsidenten 
durch die hochgespielte Whitewater-Af- 
färe angeschlagen worden.

Dem um die Sicherung seiner Autori­
tät bemühten Präsidenten wird aus 
meiner Sicht von Seiten konservativer 
Kräfte das bekannte Vorgehen in Nord­
korea aufgenötigt.

Die Koreaner selbst haben nichts da­
von. Und ich habe mich sehr gewundert, 

daß von Seiten Südkoreas, in der ersten 
Phase, dem gefolgt worden ist.

□ Kann man hier von einer neuen imperia­
listischen Strategie der USA in bezug 
auf Ostaslen sprechen?

Ich glaube, daß bestimmte Kräfte ein­
fach an einem Ausdünnen US-Präsenz 
in der Region kein Interesse haben und 
Argumente gegen ein solches Ausdüh- 
nen schaffen wollen.'Insgesamt gibt e^.l 
sicherlich zwischen der Clinton-Admi­
nistration und konservativeren Kräf­
ten keine Meinungsunterschiede über 
die Aufrechterhaltung der militäri­
schen Präsenz in der Region. In dieser 
Grundfrage wird es die nicht geben, es 
geht nur um den Umfang. Und mit 
einem Aufkochen einer solchen Situa­
tion hat man versucht zu sichern, daß 
der bisherige Umfang nicht verringert 
wird.

Gleichzeitig hat man natürlich Nord­
korea in eine Ecke gedrängt. Die formu­
lierte Politik ist Zuckerbrot und Peit­
sche dafür, die seltsamerweise in einer 
früheren Äußerung auch von der südko­
reanischen Administration aufgenom­
men wurde. Das kann nicht funktionie­
ren, das ist klar. Aufgrund der Lage der 
Nordkoreaner und ihres Politik Ver­
ständnisses kann das nur eine Verhär­
tung von Haltungen bringen.

Sehr interessant ist, was die Chinesen 
bei dem Besuch Kim Yon Sams in Pe­
king als Lösung ins Gespräch gebracht 
haben: nämlich Gespräche zu führen, 
um damit einen Konsens zu ermögli­
chen. Gespräche zwischen Nordkorea 
und den USA, Nordkorea und Südkorea 
und Nordkorea und der internationalen 
Atomenergiebehörde.

Es ist in Ostasien eine Politiktradi-* 
tion erstens, einen Partner nicht abso­
lut in die Ecke zu treiben und zweitens, 
ihm Wege aufzuzeigen, um aus einer Si­
tuation herauszukommen, ohne das Ge­
sicht zu verlieren. Wer das nicht macht, 
wird keinen Partner finden, der aut-, 
gibt, sondern der sich verzweifelt zur 
Wehr setzen wird. Das wissen aber die 
USA ganz genau.

□ Was verlangten die USA von Nordkorea 
genau? Wollten sie von Nordkorea den 
Kotau haben?
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Ja, aber das geht nicht. Die USA woll­
ten von Nordkorea eine Art Kapitula­
tion. Daß sie Schritte gehen, ohne daß 
die andere Seite auch Schritte macht. 
Die Nordkoreaner haben versucht, den 
USA ein Angebot zu machen, auf das 
überhaupt nicht eingegangen wird, 

'auch in den Medien, das wird einfach 
totgeschwiegen.

□ Was war das für eine Angebot?

Da möchte ich mal etwas zurückgehen. 
Die KDVR-Atomwirtschaft basiert auf 
Spezialisten, die in der Sowjetunion 
studiert haben. Die Technologien, die 
man dort beherrschen kann, sind sowje­
tische Ibchnologien, d.h. die Reaktor­
typen, die man dort betreibt, sondern 
Plutonium ab. Nordkorea hat als Vor­
schlag eingebracht, auf ihre Einrichtun­
gen generell zu verzichten, wenn die 
USA sie dabei unterstützen, auf Ibch­
nologien, die in den USA verwendet 
werden, umzusteigen, bei denen das 
Problem des Anreichems von Pluto­
nium von vomeherein nicht bestünde. 
Das war der Versuch der Nordkoreaner, 
eine Brücke zu bauen.

r Eine solche Brücke haben ja die USA 
den Pakistanis angeboten. Im Aus­
gleich auf einen Verzicht von atomarer 
Rüstung werden moderne Jagdflugzeu­
ge geliefert.'Das ist ja sehr weitgehend, 
was die USA da gemacht haben.

□ Das ist doch ein sehr lukratives Ange­
bot für die US-Atomlndustrie. Warum 
ging die US-Regierung darauf nicht ein?

Einer Verlautbarung des Instituts für 
strategische Studien in Washington ha­
be ich entnommen, daß man dort Nord­
korea als einen politischen Dinosaurier 
betrachtet, dessen baldiges Ableben 
erwartet wird. Nur, das Problem ist, die 
Nordkoreaner sehen sich so absolut 
nicht. Und dadurch ist die Frage der 
Akzeptanz des anderen als vollwertiger 
Verhandlungspartner ein entscheiden­
der Schritt, eine Lösung zu finden. Man 
muß sich gegenseitig akzeptieren und 
man muß das dem anderen auch signali­
sieren.

Leider ist es so, daß die Nordkoreaner 
aufgrund des Wegfalls der Konsulta­
tionsmöglichkeiten mit den sozialisti­
schen Ländern, durch deren Untergang, 
in der Vergangenheit sehr aktiv ge­
nutzte Möglichkeiten der Lageeinschät­
zung und auch der Beratung zu takti­
schen und strategischen Fragen in der 
Außenpolitik verloren haben. Sie sind 
jetzt in ihrer Analyse wesentlich auf 
sich selbst angewiesen.

Und da rächt sich natürlich auch ein 
mangelndes Verständnis der Denk­
strukturen anderer politischer Kultu­
ren. Die hat man in Nordkorea nur sehr 
bedingt.

□ Kommen wir nun zu der inneren Ent­
wicklung Nordkoreas. Im Gegensatz zu 
den anderen Staaten des ehemaligen 
RGW exitiert die KDVR immer noch. 
Was sind hierfür die Gründe, liegt es 
vielleicht an einen anderen Entwick­
lungsmodell für den Aufbau des Lan­
des?

Da gibt es eine ganze Reihe Dinge. Er­
stens muß man sagen. Nordkorea ist po­
tentiell ein sehr reiches Land. Ein roh­
stoffreiches Land und reich an sehr flei­
ßigen und lemwilligen Menschen, eine 
wichtige Produktivkraft. Das zweite 
ist, Nordkorea ist in seiner geopoliti­
schen Situation in der Lagevgewesen, 
.sich von einseitigen Abhängigkeiten im 
Osten zunehmend frei zu machen, d.h., 
sie haben eine Schaukelpolitik zwi­
schen sowjetischen und chinesischen In­
teressen meisterhaft vollzogen, die ih­
nen den innen- und auch außenpoliti­
schen Spielraum weit offen gehalten 

**hat.

Aktuell würde ich sagen, die jetzige 
Situation entspricht konzeptionellen 
Überlegungen, die Mitte der sechziger 
Jahre angestellt und formuliert wurden 
und denen man bis in die Gegenwart 
hinein gefolgt ist in der praktischen 
Arbeit.

Diese „Juche“-Ideologie ist im Kem 
in drei Punkten zu beschreiben:
— Eigenständigkeit in der Landesver­
teidigung,
— Unabhängigkeit in der Wirtschaft 
und
— Selbständigkeit in der Politik. 
Diesen Spielraum hat man versucht, 
sich zu schaffen. \Jnd dabei das Land so 
zu strukturieren, daß es möglichst stör­
unanfällig ist gegen jeden äußeren Ein­
fluß.

Praktisch sieht es dann so aus, daß je­
der Kreis und jede Provinz relativ 
autark existieren kann über die örtlich 
geleiteten Industrien ...

□ Können sie da ein praktisches Beispiel 
geben, wie das Verhältnis zwischen ört­
licher Industrie, Landwirtschaft und 
Dienstleistungsektor funktioniert?

Man hat z.B. Mitte der 80er Jahre das 
Fahrrad als Beförderungsmittel ent­
deckt. In Nordkorea ist im Gegensatz zu 
Japan und China das Fahrrad eigentlich 
nie populär gewesen. Man hat dann also 
in sieben Provinzen eine eigene Fahr­
radfabrik aufgebaut. Man hat das den 
örtlich geleiteten Industrien überlas­
sen.

So kann man das auf die Ernährung 
übertragen. Die einzelnen Verwal­
tungseinheiten sind angehalten, sich 
möglichst aus eigenem Aufkommen mit 
Grundnahrungsmittel zu versorgen. Wo 
das klimatisch nicht geht, erfolgt natür­
lich ein Ausgleich.

□ Wie ist die Versorgung der Bevölkerung 
geregelt?

Die Versorgung funktioniert mehrfach 
gestaffelt. Für die Versorgung mit 
Grundnahrungsmitteln sind die großen 
Betriebe verantwortlich. Die haben 
eine Art Betriebsgeschäfte. Gleichzei­
tig gibt es Marken und ein Zuteilungssy­
stem für Industrieprodukte. Und dann 
gibt es einen gewissen freien Markt. Es 
gibt auch freie Bauernmärkte, in gerin­
gerem Umfang allerdings.

□ Gibt es unabhängige Bauern, die eige­
nes Land bewirtschaften?

Es gibt Nebenwirtschaften, mit denen 
ein paar hundert Quadratmeter privat 
beackert werden, zur Ergänzung der ei­
genen Versorgung und allerdings auch 
für die Vermarktung auf Bauernmärk­
ten. Aber individuelle Bauernwirt­
schaften gibt es nicht.

Die Beziehungen zwischen den Betrie­
ben und den landwirtschaftlichen Ge­
nossenschaften werden in der Praxis im 
Konsens geregelt. Da gibt es z.B. in 
Großbetrieben Beiräte in der Betriebs­
leitung. Die kommen aus den örtlichen 
Volksvertretungen, die kommen aus 
den örtlichen Staatsorganen, die kom­
men auch aus den großen Genossen­
schaften, die um diese Betriebe herum 
bestehen. Da wird dann so etwas abge­
sprochen.

Die Verhältnisse zwischen den einzel­
nen Betrieben werden durch die zentra­
le Planwirtschaft geregelt, d.h. die von 
der Hauptstadt aus verwalteten Betrie­
be durch die zentralen staatlichen Stel­
len, andere durch die zentralen Provinz­
stellen bzw. die zentralen Kreisstellen. 
Wobei eine vertikale Struktur ange­
strebt wird und vertragliche Querver­
bindungen zwischen einzelnen Einrich­
tungen relativ schwach ausgeprägt 
sind.

□ Besteht die Möglichkeit für die einzel­

nen Industriekollektive, über Art und 
Weise der Produktion und Verteilung ih­
rer Produkte selbst zu bestimmen?

Die Pläne werden ähnlich festgelegt, 
wie es in der DDR auch war. Die zentra­
len Planvorgaben werden auf die einzel­
nen Produktionseinheiten aufgeschlüs­
selt, dort auf ihre Machbarkeit disku­
tiert und dann gehen die Gegenvor­
schläge wieder an die zentralen Plan­
stellen wieder zurück. Ich glaube, daß 
aufgrund ökonomischer Zwänge und 
des Charakters dieser Strukturen eine 
Basisdemokratie in der Produktion, in 
der Bestimmung der Zielrichtungen nur 
schwach ausgeprägt sein kann. Es geht 
mehr darum, Neuerervorschläge, Wett­
bewerbsbewegung, Planerfüllungsver­
pflichtungen einzugehen.

Zu sagen, das bringt uns nichts, diese 
technische Richtung lassen wir lieber 
bleiben, das ist an der Basis, in der Ar- 
beitsbrigade, relativ selten. Es gibt sol­
che Abstimmungsmechanismen, die 
sind ganz fein und ausgeklügelt, aber 
ich glaube nicht, daß sie in dem Maße 
wirksam werden, daß hier von einer 
Produktionsdemokratie die Rede sein 
könnte.

Das wäre idealisiert und an der beste­
henden Wirklichkeit vorbeigeredet, 
wenn man das behauptet.

□ Noch mal zurück zum Verhältnis zwi­
schen zentraler und örtlicher Planung: 
Was ist hier der bestimmende Faktor?

Es gibt beides parallel. Der zentrale 
Plan existierte. Sie haben jetzt im De­
zember den Sieben jahresplan der 
Volkswirtschaft abgerechnet und fest­
gestellt, daß er aufgrund der äußeren 
Änderungen seit 1989 nicht erfüllt ist. 
Und gleichzeitig hat man pragmatisch 
eine Umstrukturierung der Außenwirt­
schaftsbeziehungen in Angriff genom­
men, was sehr kompliziert ist, und da­
von Ab stand genommen, einen neuen 
Siebenjahresplan aufzustellen. Man 
will diese Probleme in den Griff krie­
gen, indem man drei Jahre ohne einen 
zentralen Plan eine Regulierungsphase 
einschiebt und mit Einjahresplänen ar­
beitet. Dabei ergibt sich aus meiner 
Sicht natürlich eine Erhöhung der Rolle 
der örtlichen und durch die Provinzen 
geleiteten Industrien. Dies aber bei 
prinzipieller Beibehaltung des zentra­
len Planungssystems.

Aber das ist nur eine Schiene, auf der 
man in Nordkorea nachdenkt und han­
delt. Eine zweite wichtigere Schiene ist 
aus meiner Sicht, daß man versucht, 
eine technische Modernisierung herbei­
zuführen, indem man im Norden des 
Landes ein Projekt einer riesigen Frei­
handelszone, gemeinsam mit der 
UNDP, also einer UNO-Organisation, 
und in Absprache mit China und Ruß­
land zu entwickeln versucht und dafür 
Auslandskapital massiv einlädt in die­
se Zone. Das ist der Versuch einer chine­
sischen Lösung von oben.

Man hat hier einen riesigen Berg von 
juristischen Voraussetzungen und Fest­
legungen ausgearbeitet, der auch deut­
lich die Handschrift der UNDP trägt, 
also internationale Konsultationen vor­
aussetzte. Das ist natürlich der Versuch, 
die Vorteile einer solchen Zusammen­
arbeit zu nutzen und die Nachteile zu 
vermeiden. Ob das aber mit dem inter­
nationalen Kapital gemacht werden 
kann, weiß ich nicht. Es wäre neu. Aber 
zumindest zeigt es, daß man bereit war 
und versucht, langfristig über den bio­
logischen Lebenszeitraum des jetzigen 
Präsidenten hinausreichend Perspekti­
ven, Modernisierungen und teilweise 
Öffnungen zu realisieren.

Sicher hat man geglaubt, daß das im 
Westen anerkannt wird, ohne daß man 
das ausdrücklich so formuliert. Daß 
man im Westen darauf eingeht und das 
honoriert .Qas ist nicht erfolgt.
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Berlin, 1. April 1933. SS-Männerals Friseure. Wloclawek, Oktober 1939. Ecce homo, 1945.

Es ist in den unterschiedlichsten Medien 
viel über die wundersame Metamorphose 
des Oskar Schindler von einem Kriegs- und 
Arisierungsgewinnler, Weiberhelden, 
Trinker, Spion und Bankrotteur zu einem 
guten Menschen gesagt und geschrieben 

worden. Auch die Leistungen von 
Regisseur und Schauspielern wurden 
bereits vielfach gewürdigt. Darüber hinaus 
haben manche Juden die Kritik geäußert, 
der nationalsozialistische Judenmordsei 
nicht in Form eines Spielfilms darstellbar.

Vor allem Claude Lanzmann, der Ende der 
achtziger Jahre den Dokumentarfilm 
„Shoah“ drehte, äußerte diese Kritik. Bei 
allem Respekt denke ich aber, daß das 
Unfaßbare, das Unvorstellbare von 
Auschwitz für viele Menschen durch

„Schindlers Liste“ ein wenig faßbarer, ein 
wenig vorstellbarer wird. Erklären kann 
das, was In den Vernichtungslagern 
geschah, ohnehin weder ein Spielfilm noch 
ein Dokumentarfilm, und sei er auch noch 
so dicht undaufklärend wie „Shoah“.

Oskar Schindler und die Endlösung
Ein Film über Auschwitz

Es ist gut, daß „Schindlers Liste“ 
gerade jetzt in die Kinos kommt, 
zu einer Zeit, in der eine aberwitzi­
ge Diskussion über die Strafbarkeit der 

sogenannten Auschwitzlüge geführt 
wird mit solch gespenstischen Begrif­
fen wie dem der „qualifizierten Ausch­
witzlüge“, der unmittelbar dem Wörter­
buch des Unmenschen entkrochen zu 
sein scheint. Der „Erfolg“ des Films im 
Land der Täter widerlegt eindrucksvoll 
die häufig vertretene Meinung, die mei­
sten Deutschen wollten von der 
schmachvollen Vergangenheit nichts 
mehr wissen.

Ein nur wenig bekanntes Kapitel von 
Hitlers Ibrrorregime ist die Politik der 
„Arisierung“, eine der Vorstufen auf 
dem Weg zur „Endlösung“. Die ersten 
Jahre der Naziherrschaft waren zwar 
bestimmt von der Politik, die Juden zu 
diskriminieren und aus dem gesell­
schaftlichen Leben zu verdrängen, aber 
die Vorstellungen über ihr weiteres 
Schicksal waren noch nicht sehr ausge­
prägt. Einen wesentlichen Bestandteil 
dieser Politik der Ausgrenzung stellen 
die Nürnberger Gesetze von 1935 dar.

„Wir stoppen den ewigen Germanen­
zug nach dem Süden und Westen Euro­
pas und weisen den Blick nach dem 
Land im Osten.“ A. Hitler.

Arisierung

Aber erst nach der Reichspogromnacht 
vollzog sich eine Abkehr von dem auf 
der Straße ausgetragenen „Radau-Anti­
semitismus“. Die „Judenpolitik“ wur­
de an staatliche Stellen delegiert. Ex­
perten unterschiedlicher Fachgebiete 
sollten nun das Schicksal der Juden in 
bürokratische Bahnen lenken. Diese 
Experten waren es, die aus den Plänen 
für die militärische Eroberung des 
Ostens emährungs- und wirtschaftspo­
litische Strategien entwickelten, die die 
Massenvemichtung zum „Sachzwang“ 
machten. Dabei kam ihnen die national­
sozialistische Ideologie entgegen, die 

die Menschen in höherwertige und min­
derwertige einteilte. Gemäß dieser Wer­
teskala konnten nun Menschen privile­
giert, versklavt oder „ausgemerzt“ wer­
den. Schon drei läge nach der Reichspo­
gromnacht, am 12.11.1938, wurden in 
einer von Göring einberufenen Sitzung, 
an der etwa 100 Minister und Experten 
teilnahmen, die Weichen gestellt, die 
Instrumente der „Endlösung“ entwor­
fen: Enteignung, gesteuerte Verar­
mung, Ghettoisierung, das Tragen des 
gelben Sterns, Hungerpolitik, Zwangs­
auswanderung, Zwangsarbeit. Und 
schon drei Jahre vor den ersten Verga­
sungen in Auschwitz sah Göring die 
Möglichkeit „einer großen Abrech­
nung“.

Die Politik der „Arisierung“, von der 
sich auch Oskar Schindler eine goldene 
Zukunft versprach, bestand jedoch 
nicht in erster Linie in der Zwangsüber­
eignung jüdischer Firmen an profit­
süchtige „arische“ Kapitalisten, son­
dern hauptsächlich in staatlich gesteu­
erter Stillegung und Rationalisierung. 
„Die Umwandlung von nicht lebensnot­
wendigen Produktionsstätten in le­
benswichtige“ (Göring) war der ent­
scheidende Schritt, die deutsche Wirt­
schaft auf den kommenden Krieg einzu­
stellen. ,

Schon 1938 wurde für diese Zwangs­
maßnahmen ein Wort gebraucht, das 
über 50 Jahre später das Aussondem 
von Hunderttausenden in die Arbeits­
losigkeit und sozialen Abstieg bedeute­
te: abwickeln. Schon damals gab es 
Treuhandstellen, die eingesetzt wur­
den, diese wirtschaftspolitischen Raub­
züge zu koordinieren und zu'optimie­
ren.

Schon bald wurde jedoch deutlich, 
daß die Politik, den Juden die wirt­
schaftliche Grundlage zu entziehen, in 
eine Sackgasse führen würde. Schließ­
lich wurden die Juden auf diese Weise 
zu einem Problem für den Sozialetat. 
Denn der Ertrag, den die Nazis aus den 
zur Zwangsarbeit gezwungenen Juden 
erzielten, brachte nur einen Bruchteil

der Kosten herein, die für die Unter­
bringung und Verpflegung der Juden 
ausgegeben werden mußten;

Ghetto

So wurde z.B. errechnet, daß allein für 
das Warschauer Ghetto ein Zuschuß von 
55 Millionen Reichsmark erforderlich 
sei („wenn man die Insassen des jüdi­
schen Wohnbezirks am Leben erhalten 
will“), und das, obwohl die Eingesperr­
ten nur Hungerrationen erhielten.

Monatsration im Warschauer Ghetto: 
1 Kilogramm Brot, 250 Gramm Zucker, 
100 Gramm Marmelade, 50 Gramm Fett.

Um die Produktivität der Zwangs­
arbeiter zu erhöhen, empfahlen Exper­
ten, die Ernährung im Ghetto auf Ge­
fängniskostniveau zu erhöhen.

„Der Wert der Gefängniskost liegt 
zwischen 0,40 und 0,50 Reichsmark. Er 
beträgt also das Doppelte des bisher für 
den ‘ Ghettobewohner auf gewendeten 
Betrages von 0,23 RM, durch den aber 
nicht nur die Ausgaben für Ernährung, 
sondern auch für sonstige notwendige 
Gegenstände des täglichen Bedarfs ge­
deckt worden sind.“ (Aus einem Gut­
achten des Reichsrechnungshofs)

Die „arischen“ Ghettoverwalter be­
rechneten der jüdischen Gemeinde nicht 
nur die Kosten für den Bau der Ghetto­
mauer, mit der man sie von der Außen­
welt abriegelte, sondern machten auch 
entfallene Mieteinnahmen und den 
Wertverlust der Bausubstanz innerhalb 
des Ghettos geltend. Zwar wurden diese 
Summen von den Juden im Ghetto nicht 
in barer Münze eingefordert, aber sie 
gingen mit in die Rentabilitätskalkula­
tionen ein. Und diese entschieden letzt­
lich über das Existenzrecht der Einge­
schlossenen.

Die Experten des 'Ibdes erarbeiteten 
drei Alternativen: Entweder würden 
alle Ghettoinsassen ernährt oder nur 
diejenigen, die produktive Arbeit lei­
steten, oder aber man ließ alle verhun­
gern. Zunächst entschieden sich die Bü­

rokraten für die zweite Alternative.
„... ist die Ernährung der Juden in 

der jetzigen Form nicht mehr zu verant­
worten, weil andernfalls ein Absinken 
der Leistung zum Schaden der Wehr­
macht eintreten würde. In den Werk­
stätten und Fabriken, in denen wegen 
Mangel an Fachkräften zwölfstündige 
Arbeitszeit eingeführt worden ist, bre­
chen bereits die Arbeiter, insbesondere 
die, die eine stehende Tätigkeit aus­
üben, an ihren Werkplätzen zusam­
men.“ Hans Biebow, Ghettoverwaltung 
Lodz.

Als mit den Vernichtungslagern eine 
Variante der dritten Alternative zur 
Verfügung stand, war die wirtschaft­
lich optimale Lösung des „Judenpro­
blems“ gefunden. Denn selbst bei abso­
luter Hungerpolitik war ein täglicher 
Warenumschlag von mehreren hundert 
Waggons zur Versorgung des Ghettos 
erforderlich, während der Transport 
der Menschen in den Tbd nur einen ein­
maligen und viel geringeren Transport­
aufwand erforderte.

„Wir müssen die Juden vernichten, 
wo immer wir sie treffen ...“ General-. 
gouvemeurHans Frank.

Vernichtung

„Aus dem Generalgouvernement wer­
den jetzt... die Juden nach dem Osten 
abgeschoben. Es wird hier ein ziemlich 
barbarisches und nicht näher zu be­
schreibendes Verfahren angewandt? 
und von den Juden selbst bleibt nicht 
mehrvielübrig“ Joseph Goebbels.
— (dad)

Quellen: Aly, Götz; Heim, Susanne: 
Vordenker der Vernichtung: Auschwitz 

. und die deutschen Pläne für eine neue 
europäische Ordnung. — Frankfurt / • 
Main: Fischer, 1991. Schoenbemer, Ger­
hard: Der gelbe Stern:* die Judenver­
nichtung in Europa 1933-1945. — Frank­
furt/Main: Fischer, 1991. Alle Bilder 
aus:Schoenbemer, a.a.O.
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„Du bist mir entschlüpft" 
„Die Wegguck-Gesellschaft“ drängt In die
Bücherregale. Von Ed Schmitt

Unter dem Titel „Die Wegguck-Gesell­
schaft“ ist der Jahresband 1993 des 
Werkkreises Literatur der Arbeitswelt 
erschienen. Alle Beiträge befassen sich

mit dem Thema Gewalt. Wir drucken 
mehrere Texte und eine Zeichnung 
daraus ab und eine Besprechung, die 
wir vom Werkkreis erhielten.

In 4 Kapiteln geparkt, treten 49 Tex­
te ihren Weg zu einem Aufschrei ge­
gen Gewalt an. „Lerne über Schotter 
zu gehen“, ist es so aufzufassen ? Der 
Ballon jedenfalls kann steigen. Der 
Buchtitel muß draußen bleiben. 
Dreimal ist genügend Luft da. Nur 
im 4. Kapitel war die Luftpumpe 
wohl zu klein, „Es geht auch ohne 
Gewalt“ überschrieben. Ich hätte . 
mir größere Utopien gewünscht, es 
reicht nicht, das Wort Solidarität mit 
Luft aufzupumpen.

„Das ist kein guter Anfang für die 
Nacht“ ja, „und Lena hört auf Lena 
zu sein“, „Mach Licht in meinem 
Kopf“, bevor es heißt: „Nun habt ihr 
Angst daß ich Menschenfleisch fres­
se“ schreiben 4 Autorinnen mit kla­
rer und eindringlicher Erzählhal­
tung.

Die Auswahl der Texte schwankt 
mit ganzer Bandbreite. Vom einfa­
chen Spiel mit rohen Eiern, von der 
gelungenen Pose des Fragestellers in 
„Ein Grufti spricht“, dem dichten 
Rhythmus einer Endlos schleife „... 
milchkannen übers köpf Steinpfla­
ster -..“ zum Alltag des Modellma­
lens bis schweigen, schweigen, 
schweigen. Der Ballon fliegt, nur 
wohin ?

„Nicht ich hab ihn mir ausge­
sucht“, spürt eine Gedichtzeile den 
Boden auf, der keinen echten Grund 
trägt für das Durchsetzen der eige­
nen Interessen mit Gewalt. Die Ge­
dichte scheinen den Flug des Ballons 
nicht zu stören, sie füllen den Luft­
raum und haben nicht immer genü­
gend Puste. Das Verhältnis zwischen 
Prosa und Lyrik ist vor allem zahlen-. 

" mäßig ausgewogen.
In den Prosatexten wird Atmo­

sphäre gesucht, ja versucht, Wirk­
lichkeit abzubilden. „Es begann die 
übliche Hatz“, „Sie machen einen 
Bogen. Es gilt meinen Schafen.“ Der 
Mut der Autorinnen und Autoren 
scheint nicht viele Schwestern zu 
haben. Die Kraft des Erzählens 
schlummert auch anderswo als in 
einem Gefängnis, Ort einer Erzäh­
lung. Hier pulsiert der Rhythmus, 
schreit die Gewalt und spritzt bis zu 
den Zeichen, „die man als Buchsta­
ben deuten kann“.

Die Erzählinhalte rascheln an vie­
len Orten. Im Büro, in der Straßen­
bahn, beim Intifadaaufstand, im 
Schallplattenladen. Doch das Umge­
hen mit dem Material verliert sich 
oft in überdeutlicher Formulierung. 

yDer Ballon sinkt. Gern hätte ich ihm 
zugerufen: „Jetzt kann es bleiben, 
jetzt hat es Stil.“ Gewiß, die. Traurig­
keit und das Nichtbegreifliche ver­
bünden viele Texte. „Bleibe minu­
tenlang stehen im eisigen Zug.“ Aber 
die Texte greifen letztlich nicht mehr 
auf als „über die allgemeine Situa­
tion in afrika unter besonderer be- 
achtung der zebras löwen und giraf- 

" fen“ zu diskutieren. Ein Bild, ein 
Satz und darum herum viel Text ge­
parkt. Die Luft wird dünner in den 
oberen Schichten, Formulierungen 
sind leicht abzwerfen, Textqualität 
immer ein Ballonstart. Davon 
träumt auch das Titelbild. Die Ideen 
sind da. Sie suchen nach ihrer Jacke, 
Hose, Kleid und Rock. „Der Satz auf 
dem Bildschirm sah beinahe ängst­
lich aus“, zitiert die Vergangenheit. 
Und schon jetzt verdienen die vielen 
Versuche eine Belohnung: Lies mich!

„Die Wegguck-Gesellschaft“
Jahresband 1993 des Werkkreis Literatur der Arbeitswelt erschienen

Die Welt
Nicht ich habe ihn mir ausgesucht, den Ort meiner Geburt 
auf unserer weiten Erde.

Das Haus, in dem ich geboren wurde, 
klein, ohne Türen und Fenster, 
nie hat es Farbe gesehen, wurde nie ausgebessert.

Ich begrüßte das Licht,
barfuß, halbnackt spielte ich auf dem fruchtbaren Boden. 
Wenn der Mensch einmal geboren ist, 
wie sehr hängt er dann
an diesem Stückchen Erde, das seine Heimat ist.

Nicht nur geboren wurde ich dort, 
wie jedermann
wuchs ich auf, verliebte mich, 
fror ich den Winter über, 
erfuhr, was Hunger bedeutet, 
lernte, was Strenge ist, 
und eines Abends, als die Sonne zu sinken begann, 
umrankte sie die Schönheit der Weingärten 
mit ihrem Abschiedsgruß.
Ich ließ mit meiner Kindheit und Jugend 
auch ein Stück von mir selbst dort zurück, 
ich verließ Basibirin.

Auf einen Abschied folgte der nächste, 
das Schicksal ließ mich nicht los, 
einen weiten Weg legte ich zurück 
und gelangte schließlich an einen Ort, 
Deutschland genannt.
Hier fand ich Arbeit, jahrelang schaffte ich, 
fand ich eine Heimstatt am U fer der Wupper.

Aus dem bunt verwobenen Mosaik der Völker 
bin ich entstanden,
alle Menschen umarme ich
voller Liebe
als Bürger dieser Welt,
ein Sternchen, das das Universum widerspiegelt, 
unsere schöne Welt.

Mirza Atug

(Geboren 1942 in Basibirin — Aramäisch Bisorino — in der 
Provinz Mardin. Er wuchs mit sieben Geschwistern auf 
und besuchte die Klosterschule St. Gabriel in Kurdistan. 
Lebte als Schäfer und Landwirt, Magazinverwalter und 
Sprachmittler (Aramäisch, Kurdisch, Türkisch). Kam 
1969 nach Wipperfürth, wo er als deutscher Staatsbürger 
mit seiner Familie lebt und als Arbeiter beschäftigt ist. 
Betriebsratsmitglied, Mitglied des Kulturausschusses 
des Oberbergischen Kreises, Vorsitzender des IGM- 
Ausländerausschusses. Literarische Arbeiten seit 1981. 
Sein Beitrag wurde von Jutta Schmale-Özbey übersetzt.) 

r

Werkkreis Literatur der Arbeitswelt, 
Die Wegguck-Gesellschaft, Neue Kol. 
lektion, Band 3,1994, GNN Verlag, 
März 1994 — (anl)

Sumpflandschaft
und nach dem Einkaufsbummel 
sitzen wir vorm Cafe Roma 
das gabs hier früher nicht 
sitzen und füttern mit Kuchenresten 
dreiste fremde Küstenvögel 
die gabs hier früher nicht 
die bunten Stände auf der pegnitzbrücke 
die gabs hier früher nicht 
am Hauptmarkt Ali 
den Gemüsemann aus Anatolien 
im Heiliggeistspital die 
Altenpflegerin aus Vietnam 
die gabs hier früher nicht 
o j a hier gab es einmal Sümpfe 
die gibt es heut nicht mehr 
am Fluß das mittelalterliche Judenghetto 
das gibt es lang nicht mehr 
flußaufwärts stand noch gestern ihre Synagoge 
die gibt es auch nicht mehr 
und übers Kopfsteinpflaster 
Streicherglatzkopfpflaster 
knalln harte Stiefeltritte 
gewichste Kerle von der Glatze bis zur Sohle 
mit Blut besudelt Asche Brandgeruch 
das gibt es heute noch x
am Nebentisch der laute Kläffer 
bellt was von Kanaken Pollacken 
den gibts hier immer noch 
ums Eck das Narrenschiff ist voll 
randvoll sternhagelvoll 
die Möwen schreien Stein und Bein 
dazwischen gurren 
Tauben

Manfred Schwal

(Geboren 1937 in Coburg, lebt in Oberfranken. 
Elektrikerlehre, Redakteur, Studium der Sozialarbeit 
und neueren deutschen Literaturgeschichte, mit dem 
Magister artium abgeschlossen. Angestellter der ÖTV 
und Bildungsreferent des DGB. Sprecherder 
VS-Regionalgruppe und der Werkkreis-Werkstatt 
Nürnberg.)

Das Potentielle
Bin ich nun einer oder bin ich keiner ? Ein Potentieller, 
meine ich. Kein richtiger, nein, so ein Potentieller. Hat 
der da doch gesagt, und der Richter hat ihm auch noch 
Recht gegeben. Und ich war doch zwei Jahre bei der 
Bundeswehr Und wir haben da doch nur auf Papp­
kameraden geballert. Vaterland verteidigen haben wirda 
gelernt. Und der da behauptet: Alle Soldaten sind Poten­
tielle. Keine richtigen, nur angenommene, den 
Umständen nach, mögliche. Alle Soldaten—hat er 
gesagt. Aber wenn alle Soldaten nur Potentielle sind, wel­
ches sind denn da die Richtigen? Einige müssen dann wohl 
die Richtigen sein — ist doch logisch — oder ? Wir 
jedenfalls sind keine Richtigen, dienen doch nur der 
Verteidigung. Und wenn uns einer angreift, müssen wir 
doch zurückschießen — oder ? Und das ist doch Notwehr. 
Also sind die Richtigen doch immer die anderen. Und da 
behauptet der da, alle Soldaten sind Potentielle. Wir 
jedenfalls nicht! Sagt unserOpa auch. Und der war mit 
einer Kanone vor Leningrad, im letzten Krieg. Und der 
hat da nur seine Pflicht getan, sagt er. Und wer da 
behauptet, alle Soldaten sind Potentielle, sagt unser Opa, 
den müßte man ... nach Leningrad und dann mit der 
Kanone immer drauf. Wir—Potentielle ? Mein Opa und 
ich ? Der spinnt wohl, der da sagt, alle Soldaten sind 
Potentielle. Aber wir werden ihm das schon austreiben, 
das Potentielle. Und dann, dann sind wir eben Richtige' 
Wir Potentiellen.

KurtKüW

(Ge boren 1929 in Stettin. War seit 1948 Bergarbeiterin 
Bottrop, absolvierte mit Stipendium des DGB ein 
soziales Studium, arbeitete aber weiter „auf Zeche“. W 
Mitglied der Dortmunder „Gruppe 61“)




